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Bayern 

 
Bayerisches Landesamt für Maß und Gewicht 

    OZ 23 
            * 

 

Franz-Schrank-Straße 9 Benannte Stelle: 

80638 München   Kenn-Nr.: 0104 

 

Telefon (089)17901-0 

Telefax (089)17901-336 

e-mail: poststelle@lmg.bayern.de 

Amt Anschrift OZ 

Eichamt Augsburg-Kempten 

Dienststelle Weddigenstr. 30 23 

Augsburg 86179 Augsburg  * 

 Telefon (0821)80879-0 

 Telefax (0821)80879-13 

 e-mail: poststelle@ea-a.bayern.de 

 

Dienststelle Dieselstraße 10 23 

Kempten 87437 Kempten  * 

 Telefon (0831)69724-0 

 Telefax (0831)69724-24 

 e-mail: poststelle@ea-ke.bayern.de 

 

Eichamt Bayreuth-Bamberg-Hof 

Technischer 

Stützpunkt Leuschnerstraße 51 23 

Bayreuth 95447 Bayreuth  * 

(nicht Telefon (0921)65544 

ständig  

besetzt)  

Dienststelle Gutenberg Straße 7 23 

Bamberg 96050 Bamberg  * 

 Telefon (0951)16060 

 Telefax (0951)16675 

 e-mail: poststelle@ea-ba.bayern.de 

 

Dienststelle An der Hohensaas 2 23 

Hof 95030 Hof  * 

 Telefon (09281)6835 u. 6836 

 Telefax (09281)61358 

 e-mail: poststelle@ea-ho.bayern.de 

 

Eichamt Landshut-Passau 

Dienststelle Röntgenstraße 1 23 

Landshut 84030 Landshut  * 

 Telefon (0871)14384-0 

 Telefax (0871)14384-140 

 e-mail: poststelle@ea-la.bayern.de 

 

Dienststelle Bischof-Wolfger-Str. 13 23 

Passau 94032 Passau  * 

 Telefon (0851)8519440 

 Telefax (0851)85194410 

 e-mail: poststelle@ea-pa.bayern.de

 

 

 

Eichamt München-Traunstein 

Dienststelle  Franz-Schrank-Str. 11 23 

München 80638 München  * 

 Telefon (089)17901-0 

 Telefax (089)17901-233 

 e-mail: poststelle@ea-m.bayern.de 

 

Dienststelle Kotzinger Straße 20 23 

Traunstein 83278 Traunstein  * 

 Telefon (0861)166279-0 

 Telefax (0861)166279-140 

 e-mail: poststelle@ea-ts.bayern.de 

 

Eichamt Elbinger Straße 21 23 

Nürnberg 90491 Nürnberg  * 

 Telefon (0911)51979-0 

 Telefax (0911)51979-44 

 e-mail: poststelle@ea-n.bayern.de 

 

Eichamt Regensburg-Ingolstadt 

Dienststelle Hornstraße 2 23 

Regensburg 93053 Regensburg  * 

 Telefon (0941)70571-0 

 Telefax (0941)70571-209 

 e-mail: poststelle@ea-r.bayern.de 

 

Dienststelle Gerhart-Hauptmann-Str. 69 23 

Ingolstadt 85055 Ingolstadt   * 

 Telefon (0841)954760 

 Telefax (0841)95476-34 

 e-mail: poststelle@ea-in.bayern.de 

 

Eichamt Rottendorfer Straße 7 23 

Würzburg 97072 Würzburg  * 

 Telefon (0931)99132-0 

 Telefax (0931)99132-103 

 e-mail: 

 poststelle@ea-wue.bayern.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. Adressen der bayerischen Eichämter und Dienststellen 

2.  

Dienststellen 

Stand: 02/2008 

mailto:poststelle@ea-a.bayern.de
mailto:poststelle@ea-ke.bayern.de
mailto:poststelle@ea-ba.bayern.de
mailto:poststelle@ea-ho.bayern.de
mailto:poststelle@ea-la.bayern.de
mailto:poststelle@ea-pa.bayern.de
mailto:poststelle@ea-m.bayern.de
mailto:poststelle@ea-ts.bayern.de
mailto:poststelle@ea-n.bayern.de
mailto:poststelle@ea-r.bayern.de
mailto:poststelle@ea-in.bayern.de
mailto:poststelle@ea-wue.bayern.de


2 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Bayerische Eichamtsbezirke 
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3. Was bedeutet Eichen? 

 

Der Begriff "Eichen" wird im Sprachgebrauch oft mit „Kalibrieren“ verwechselt. Im Unterschied 

zur „Kalibrierung“, bei der die Abweichung eines Messwertes von einem Normal festgestellt und 

attestiert wird, geht die Eichung deutlich darüber hinaus.  

 

„Eichen“ ist das gesetzlich vorgeschriebene Prüfen von Messgeräten. Dabei wird anhand einer 

Beschaffenheitsprüfung festgestellt, ob die Messgeräte eichfähig sind. Bei der darauffolgenden 

messtechnischen Prüfung wird geprüft, ob das Messgerät die festgelegten Fehlergrenzen einhält 

und sonstigen Anforderungen entspricht, die in der Eichordnung oder in EU-Richtlinien 

festgelegt sind.  

 

Die bei der Prüfung verwendeten Messmittel und Messgeräte sind wie bei der „Kalibrierung“ auf 

die nationalen Normale zurückgeführt und Verfügen über höchste Präzision.  Sind alle 

Anforderungen erfüllt, wird mit der Stempelung des Messgerätes die Eichung abgeschlossen.  

Die Eichung erfolgt in Deutschland durch die Eichbehörden der 16 Bundesländer sowie für den 

Bereich der Versorgungsmessgeräte durch von den Eichbehörden staatlich anerkannte 

Prüfstellen. 

Quelle: Landesamt für Mess- und Eichwesen Thüringen (LMET) 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.eichamt.de/
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4. Rechtsgrundlagen  

4.1 Auszug aus dem Eichgesetz 

Erster Abschnitt 

Zweckbestimmung, Zulassung, Eichung und andere Prüfungen von Meßgeräten 

 

§ 1 Zweck des Gesetzes 

 

Zweck dieses Gesetzes ist es,  

1. den Verbraucher beim Erwerb meßbarer Güter und Dienstleistungen zu schützen und im 

Interesse eines lauteren Handelsverkehrs die Voraussetzungen für richtiges Messen im 

geschäftlichen Verkehr zu schaffen, 

2. die Meßsicherheit im Gesundheitsschutz, Arbeitsschutz und Umweltschutz und in 

ähnlichen Bereichen des öffentlichen Interesses zu gewährleisten und 

3. das Vertrauen in amtliche Messungen zu stärken. 

 

§ 2 Eichpflicht und andere Maßnahmen zur Gewährleistung der Meßsicherheit 

 

(1) Meßgeräte, die im geschäftlichen oder amtlichen Verkehr, Arbeitsschutz, Umweltschutz oder 

Strahlenschutz oder im Verkehrswesen verwendet werden, müssen zugelassen und geeicht sein, 

sofern dies zur Gewährleistung der Meßsicherheit erforderlich ist. Das Gleiche gilt für 

Messgeräte im Gesundheitsschutz, soweit sie nicht in anderen Rechtsvorschriften geregelt sind. 

 

 

(4) Die Eichung wird, soweit in einer nach Absatz 2 erlassenen Rechtsverordnung nichts anderes 

bestimmt ist, von den zuständigen Behörden und von staatlich anerkannten Prüfstellen für 

Meßgeräte für Elektrizität, Gas, Wasser oder Wärme vorgenommen (amtliche Eichung). Die 

Eichung neuer Meßgeräte kann nach Maßgabe dieser Verordnung auch vom Hersteller 

vorgenommen werden (Eichung durch den Hersteller). 

 

 

§ 3 Erlaß von Ausführungsvorschriften 

 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 

Bundesrates Vorschriften zur Durchführung des § 2 und der auf Grund von § 2 erlassenen 

Rechtsverordnungen zu erlassen. Sie kann dabei insbesondere  

 

1. Anforderungen an Meßgeräte und ihre Verwendung festlegen, 

2. die Gültigkeitsdauer der Eichung festlegen sowie die Wiederholung von Prüfungen und 

die Häufigkeit von Wartungsarbeiten vorschreiben, 

3. Vorschriften erlassen über 

 

a) die Voraussetzungen, den Umfang und das Verfahren der Zulassung, der Eichung und 

sonstiger Prüfungen sowie die Voraussetzungen der Rücknahme und des Widerrufs 

der Zulassung, 
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b) die Voraussetzungen, den Umfang und das Verfahren der Anerkennung von 

Prüfstellen und der öffentlichen Bestellung und Verpflichtung des 

Prüfstellenpersonals sowie die Voraussetzungen der Rücknahme und des Widerrufs 

der Bestellung, den Betrieb der Prüfstelle, die Aufsicht über die Prüfstelle und die 

Haftung für ihre Tätigkeit, 

 

 

c) die Voraussetzungen, den Umfang und das Verfahren der Anerkennung und 

Überwachung anderer mit der Durchführung dieses Gesetzes betrauter Stellen, sowie 

deren Zusammenarbeit untereinander und mit ausländischen Behörden und Stellen, 

 

d) die Mitwirkungspflichten des Besitzers eines Meßgerätes bei der Eichung oder 

sonstigen Prüfung der meßtechnischen Eigenschaften, 

 

e) die Überprüfung von Meßergebnissen, 

 

f) die Ausnutzung von Fehlergrenzen und Abweichungen, 

 

g) den Schutz vorgeschriebener Kennzeichen, 

 

h) die Untersagung des Inverkehrbringens, der Inbetriebnahme, der Bereithaltung 

und der Verwendung in anderen Staaten mit EG-Zeichen versehener 

vorschriftswidriger Meßgeräte durch die Physikalisch-Technische Bundesanstalt. 

 

 

(2) Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 

Bundesrates  

 

1. zum Schutze des geschäftlichen Verkehrs vorzuschreiben, daß 

 

a) Werte für Größen nur angegeben werden dürfen, wenn sie mit einem geeichten 

Meßgerät ermittelt und nach einem bestimmten Verfahren umgerechnet sind, 

 

b) Gewichtswerte nur als Nettowerte angegeben werden dürfen, 

 

2. zur Erleichterung des Handelsverkehrs Vorschriften zu erlassen über die Anerkennung in 

anderen Staaten durchgeführter Zulassungen, Eichungen und Prüfungen von Meßgeräten, 

 

3. zur Erleichterung des Handels mit Getreide Vorschriften über die Schüttdichte von 

Getreide zu erlassen. 

 

§ 4 Zusatzeinrichtungen 

 

Soweit in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nichts anderes 

bestimmt ist, stehen Zusatzeinrichtungen den Meßgeräten gleich. 
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§ 5 Mitwirkung der Gemeinden 

 

(1) Die Gemeinden haben die zuständigen Behörden bei der Durchführung örtlicher Eichtage 

außerhalb der Amtsstelle zu unterstützen. Soweit erforderlich, haben sie insbesondere  

 

1. geeignete Räume bereitzustellen, 

 

2. Zeit und Ort der Eichungen in ortsüblicher Weise bekanntzugeben, 

 

3. Hilfskräfte zur Verfügung zu stellen. 

 

 

(2) Die Gemeinden können von der zuständigen Behörde die Erstattung ihrer baren Auslagen 

verlangen. 

Dritter Abschnitt 

Öffentliche Waagen 

§ 10 Öffentliche Waagen 

 

(1) Öffentliche Waagen sind Waagen, mit denen Wägegut für jedermann gewogen wird. 

(2) Der Betreiber öffentlicher Waagen hat sicherzustellen, dass die Ergebnisse der Wägungen 

schriftlich bescheinigt werden. 

(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie wird ermächtigt, zur Gewährleistung 

richtiger Wägungen und zum Nachweis dieser Wägungen Vorschriften durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassen über  

 

1. die Ausstattung, die Unterhaltung und den Betrieb öffentlicher Waagen, die Untersagung 

des Betriebes, die Durchführung von Wägungen und die dem Betreiber einer öffentlichen 

Waage obliegenden Anzeigepflichten, 

 

2. die Anforderungen an die Sachkunde und Unabhängigkeit des Betreibers und des 

Betriebspersonals und die Prüfung dieser Anforderungen, 

 

3. den Nachweis der Wägungen und die Aufbewahrung der Unterlagen, 

 

4. die Kennzeichnung der öffentlichen Waagen, 

 

5. das Verfahren im Zusammenhang mit den Nummern 1 bis 4. 

 

Vierter Abschnitt 

Zuständigkeiten 

§ 11 Behörden 

 

(1) Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen bestimmen die für die 

Ausführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden, soweit nicht die Physikalisch-Technische 

Bundesanstalt zuständig oder auf Grund dieses Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. 
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(2) Örtlich zuständig für die Eichung und sonstige Prüfung von Meßgeräten an der Amtsstelle ist 

jede nach Absatz 1 sachlich zuständige Behörde, bei der eine solche Amtshandlung beantragt 

wird. 

§ 12 (weggefallen) 

- 

§ 13 Aufgaben der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 

 

(1) Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt hat zur Sicherung der Einheitlichkeit des 

gesetzlichen Meßwesens  

1. Bauarten von Meßgeräten zuzulassen, 

 

2. Normalgeräte und Prüfungshilfsmittel der zuständigen Behörden und der staatlich 

anerkannten Prüfstellen auf Antrag zu prüfen, 

 

3. die für die Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Landesbehörden sowie die 

staatlich anerkannten Prüfstellen zu beraten und 

 

4. die Zusammenarbeit der nach § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe c anerkannten Stellen 

abzustimmen. 

 

(2) Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt hat ferner  

 

1. das physikalisch-technische Meßwesen wissenschaftlich zu bearbeiten, insbesondere 

wissenschaftliche Forschung auf diesem Gebiet zu betreiben und 

 

2. Prüfungen und Untersuchungen auf dem Gebiet des physikalisch-technischen Meßwesens 

vorzunehmen. 

- 

 

§ 16 Auskunft und Nachschau 

 

(1) Die für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes 

erlassenen Rechtsverordnungen verantwortlichen Personen haben der zuständigen Behörde die 

für die Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist, sind die von der zuständigen 

Behörde mit der Überwachung beauftragten Personen befugt, Grundstücke und Betriebsräume 

des Auskunftspflichtigen sowie die dazugehörigen Geschäftsräume während der üblichen 

Betriebs- oder Geschäftszeiten zu betreten, Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, Proben 

zu entnehmen und in die geschäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen Einsicht zu 

nehmen. Der Auskunftspflichtige oder eine für ihn handelnde Person hat die Maßnahmen nach 

Satz 1 zu dulden und die in der Überwachung tätigen Personen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 

zu unterstützen, insbesondere ihnen auf Verlangen die Räume und Unterlagen zu bezeichnen, 

Räume und Behältnisse zu öffnen und die Entnahme der Proben zu ermöglichen. 

(3) Werden Fertigpackungen oder andere Verkaufseinheiten in den Geltungsbereich dieses 

Gesetzes verbracht und dabei vom Importeur unmittelbar an den Handel geliefert, so ist der 

Händler verpflichtet, Prüfungen auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 

in seinem Betrieb zu dulden und der zuständigen Behörde die erforderlichen Auskünfte zu 

erteilen. Werden Behältnisse in den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht und dabei vom 

Importeur unmittelbar an den Abfüllbetrieb geliefert, so ist der Betriebsinhaber verpflichtet, 
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Prüfungen auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 zu dulden und der 

zuständigen Behörde die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) Werden Fertigpackungen oder andere Verkaufseinheiten für Prüfungen auf Grund einer 

Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 als Probe entnommen und zerstört, so ist eine 

angemessene Entschädigung in Geld zu leisten, sofern sich kein Grund zur Beanstandung 

ergeben hat. 

(5) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 

Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 

bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 

dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 17 Befugnis zur Auskunftserteilung 

 

Die Zolldienststellen sind befugt, den Eichaufsichtsbehörden der Länder Auskünfte zu erteilen 

über die Einfuhr von Fertigpackungen, offenen Packungen, Maßbehältnissen, Schankgefäßen 

und Meßgeräten, die das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium der Finanzen bestimmt. Der Einfuhr steht das sonstige Verbringen 

in den Geltungsbereich des Gesetzes gleich. Das Postgeheimnis (Artikel 10 Abs. 1 des 

Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

§ 18 Abwehr und Unterbindung von Zuwiderhandlungen 

 

Zur Abwehr oder Unterbindung von Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz oder gegen die auf 

Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen haben die Beauftragten der zuständigen 

Behörden die Befugnisse von Polizeibeamten. Die Landesregierungen können diese Befugnisse 

durch Rechtsverordnung einschränken. Sie können diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung 

auf andere Behörden übertragen. 

§ 25 Fortbestehen von Eichpflichten 

(1) Es ist verboten,  

 

1. Meßgeräte zur Bestimmung 

a) der Länge, der Fläche, des Volumens, der Masse, der thermischen oder 

elektrischen Energie, der thermischen oder elektrischen Leistung, der 

Durchflußstärke von Flüssigkeiten oder Gasen oder der Dichte oder des Gehalts 

von Flüssigkeiten, 

 

b) des Wassergehalts von Speisefetten, des Feuchtgehaltes von Getreide oder 

Ölfrüchten, der Schüttdichte von Getreide, des Fettgehalts von Milch oder 

Milcherzeugnissen oder des Stärkegehalts von Kartoffeln, 

 

c) des Fahrpreises bei Kraftfahrzeugen 

ungeeicht im geschäftlichen Verkehr zu verwenden oder so bereitzuhalten, daß sie 

ohne besondere Vorbereitung in Gebrauch genommen werden können, 

 

2. die in Nummer 1 bezeichneten Meßgeräte sowie Meßgeräte zur Bestimmung des Drucks 

von Flüssigkeiten oder Gasen und der Temperatur 

a) für Messungen nach dem Zoll- und Steuerrecht sowie dem 

Branntweinmonopolrecht, 

 

b) zur Bestimmung von Beförderungsgebühren, 
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c) zur Schiffsvermessung und Schiffseichung, 

 

d) zur Durchführung öffentlicher Überwachungsaufgaben, 

 

e) zur Erstattung von Gutachten für staatsanwaltschaftliche oder gerichtliche Verfahren, 

Schiedsverfahren oder für andere amtliche Zwecke oder 

 

f) zur Erstattung von Schiedsgutachten 

ungeeicht zu verwenden, 

 

3. Meßgeräte für die amtliche Überwachung des Straßenverkehrs ungeeicht zu verwenden, 

 

4. Meßgeräte zur Prüfung des Reifenluftdrucks an Kraftfahrzeugen in öffentlichen 

Tankstellen und Betrieben des Kraftfahrzeuggewerbes ungeeicht zu verwenden oder so 

bereitzuhalten, daß sie ohne besondere Vorbereitung in Gebrauch genommen werden 

können, 

 

5. Meßgeräte zur Bestimmung der Masse, des Volumens, des Drucks, der Temperatur, der 

Dichte oder des Gehalts bei der Herstellung von Arzneimitteln in Apotheken auf Grund 

ärztlicher Verschreibung oder bei Analysen in pharmazeutischen Laboratorien ungeeicht 

zu verwenden oder so bereitzuhalten, daß sie ohne besondere Vorbereitung in Gebrauch 

genommen werden können, 

 

soweit nicht die Bundesregierung in einer Rechtsverordnung nach § 2 eine neue Regelung trifft. 

Satz 1 Nr. 2 Buchstabe d steht der Verwendung nichtgeeichter Meßgeräte zur Durchführung 

öffentlicher Überwachungsaufgaben nicht entgegen, wenn  

 

1. die Meßgeräte ihrer Beschaffenheit nach nicht die Voraussetzungen der Eichfähigkeit 

erfüllen und in anderer Weise als durch Eichung sichergestellt ist, daß die Verwendung 

der Geräte zu einer genaueren Bestimmung von Meßwerten führt, als sie nach dem Stand 

von Wissenschaft und Technik mit Hilfe geeichter Meßgeräte erreicht werden kann oder 

 

2. die Meßsicherheit der Geräte für den Bereich, in welchem sie bei der Durchführung der 

Überwachungsaufgabe Verwendung finden, ohne Bedeutung ist. 

 

(2) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, soweit sie die Bestimmung des Gehalts betrifft, und Nummern 2 und 3 

gelten nicht für Meßgerätearten, die am 1. Januar 1985 nicht eichfähig waren. 

(3) Den Meßgeräten stehen gleich  

 

1. Zusatzeinrichtungen, deren Wirkungsweise vom zugehörigen Meßgerät beeinflußt wird 

oder die eine Wirkung auf das zugehörige Meßgerät ausüben oder ausüben können, und 

 

2. Zusatzeinrichtungen zur Ermittlung des Preises in offenen Verkaufsstellen. 
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4.2 Auszug aus der Eichordnung 

Teil 1 

Pflichten beim Inverkehrbringen, Verwenden und Bereithalten von Meßgeräten 

§ 6 Aufstellung, Gebrauch und Wartung 

 

(1) Wer ein Meßgerät nach § 25 Abs. 1 des Eichgesetzes, nach den §§ 1 bis 3 und 7h oder § 7b 

dieser Verordnung verwendet oder bereithält, muß  

 

1. das Messgerät so aufstellen, anschließen, handhaben und warten, dass die Richtigkeit der 

Messung und die zuverlässige Ablesung der Anzeige gewährleistet sind, 

 

2. den Hauptstempel des Meßgeräts und eine zusätzliche Angabe "Geeicht bis ..." 

entwerten, sobald die Gültigkeit der Eichung nach § 13 vorzeitig erloschen ist, 

 

3. eine in der Zulassung vorgeschriebene Wartungs- und Gebrauchsanweisung so beim 

Gerät aufbewahren, daß sie jederzeit verfügbar ist. 

 

(1a) Wer ein Messgerät nach § 25 Abs. 1 des Eichgesetzes oder nach den §§ 2 bis 3 und 7h oder 

7b dieser Verordnung verwendet, darf Fehlergrenzen nicht planmäßig zu seinem Vorteil 

ausnutzen. 

(2) Wer nach Anlage 13 Abschnitt 6 Nr. 5 oder Anlage 18 Abschnitt 9 Nr. 4 oder Abschnitt 10 

Nr. 4 oder nach der Zulassung verpflichtet ist, Meßgeräte zu warten oder von einem 

Wartungsdienst warten zu lassen, hat übersichtliche Aufzeichnungen zu führen, aus denen der 

Zeitpunkt der Wartung, die durchgeführten Wartungsarbeiten sowie der Name der Person oder 

die Firma, die die Arbeiten durchgeführt hat, hervorgehen. Diese Aufzeichnungen sind für die 

Dauer von fünf Jahren aufzubewahren. 

(3) Wer ein Meßgerät in offenen Verkaufsstellen verwendet, muß das Meßgerät so aufstellen und 

benutzen, daß der Käufer den Meßvorgang beobachten kann. 

(4) Wer eine Straßenfahrzeugwaage im geschäftlichen oder amtlichen Verkehr verwendet, darf 

das Gesamtgewicht des Fahrzeugs nicht durch achsweises Wägen ermitteln, wenn die 

Beruhigungsstrecken vor oder hinter der Waagenbrücke nicht mit dieser auf gleicher Höhe 

liegen und nicht gerade und waagerecht ausgeführt sind. Darauf ist durch ein Schild 

hinzuweisen. Achsweises Wägen ist außerdem unzulässig, wenn das Wägegut flüssig ist. 

(5) Soweit in den Anlagen oder in anderen Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, dürfen 

Waagen nur verwendet oder bereitgehalten werden, wenn sie mindestens der Genauigkeitsklasse 

III (Handelswaagen) angehören oder dieser Klasse vergleichbare Genauigkeitsanforderungen 

erfüllen. 

 

§ 7 Pflichten bei der Eichung 

 

(1) Meßgeräte sind für die Eichung zu reinigen und ordnungsgemäß herzurichten. Meßgeräte, die 

nicht am Gebrauchsort geeicht werden, sind bei der zuständigen Behörde oder an einem von ihr 

angegebenen Prüfungsort zur Eichung vorzuführen und nach der Eichung dort abzuholen. 

(2) Meßgeräte, die am Gebrauchsort geeicht werden, müssen ungehindert und gefahrlos 

zugänglich sein. Für ihre Eichung hat der Antragsteller Arbeitshilfe und Arbeitsräume zur 

Verfügung zu stellen. 

(3) Die zuständige Behörde kann verlangen, daß der Antragsteller den Transport der Prüfmittel 

veranlaßt oder besondere Prüfmittel bereitstellt. 
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(4) Wird die Eichung eines Meßgeräts beantragt, für das eine EWG-Bauartzulassung nicht von 

der Bundesanstalt erteilt worden ist, so kann die zuständige Behörde vom Antragsteller die 

Vorlage einer Ausfertigung des Zulassungsscheines verlangen. 

 

Teil 1a 

Besondere Vorschriften für nichtselbsttätige Waagen 

§ 7a Nichtselbsttätige Waagen 

 

Die Vorschriften dieses Teils gelten für nichtselbsttätige Waagen; die §§ 25 und 26 des 

Eichgesetzes und die §§ 9, 14a bis 25a, 28a, 29, 34 und 35 dieser Verordnung sind auf 

nichtselbsttätige Waagen nicht anzuwenden. 

 

§ 7b Inverkehrbringen, Inbetriebnahme, Verwendung und Bereithaltung 

 

(1) Nichtselbsttätige Waagen dürfen nur in den Verkehr gebracht werden, wenn sie geeicht sind 

oder mindestens folgende Angaben gut sichtbar, leicht lesbar und dauerhaft tragen  

 

1. Fabrikmarke oder Name des Herstellers, 

 

2. Höchstlast in der Form: Max..... 

 

(2) Nichtselbsttätige Waagen dürfen zur  

 

1. Bestimmung der Masse (des Gewichts) für Zwecke des geschäftlichen Verkehrs, 

 

2. Bestimmung des Gewichts zur Berechnung einer Gebühr, eines Zolles oder einer anderen 

öffentlichen Abgabe, einer Vertrags- oder Kriminalstrafe oder eines Bußgeldes, eines 

Entgelts oder eines Zusatzentgelts, einer Entschädigung oder ähnlicher Zahlungen, 

 

3. Bestimmung des Gewichts im Hinblick auf die Anwendung von Rechtsvorschriften und 

die Erstellung von Gutachten für gerichtliche Zwecke, 

 

4. Bestimmung des Körpergewichts bei der Ausübung der Heilkunde aus Gründen der 

ärztlichen Überwachung, Untersuchung und Behandlung, 

 

5. Bestimmung des Gewichts für die Herstellung von Arzneimitteln in Apotheken aufgrund 

ärztlicher Verschreibung und Bestimmung des Gewichts bei Analysen in medizinischen 

und pharmazeutischen Laboratorien, 

 

6. Bestimmung des Preises nach dem Gewicht für den Verkauf in öffentlichen 

Verkaufsstellen und zur Bestimmung des Preises nach dem Gewicht bei der Herstellung 

von Fertigpackungen 

 

nur in Betrieb genommen, verwendet oder bereitgehalten werden, wenn sie geeicht sind. Eine 

nichtselbsttätige Waage wird bereitgehalten, wenn sie ohne besondere Vorbereitung verwendet 

werden kann. 
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(3) Von der Eichpflicht ausgenommen sind  

 

1. rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen an nichtselbsttätigen Waagen, wenn die 

Zusatzeinrichtungen nicht zu den in Absatz 2 genannten Zwecken verwendet oder 

bereitgehalten werden und auf den Zusatzeinrichtungen das Zeichen nach Anhang D Nr. 

10.2 gut sichtbar, leicht lesbar und dauerhaft angebracht ist; 

 

2. rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen an nichtselbsttätigen Waagen, die Meßwerte 

zusätzlich darstellen, wenn 

 

a) die zugehörige Waagen oder eine zur Waage gehörende andere geeichte 

Zusatzeinrichtung die ermittelten Meßwerte unverändert und unlöschbar 

aufzeichnet oder speichert, 

 

b) diese Meßwerte beiden von der Messung betroffenen Parteien zugänglich sind, 

 

c) bei Waagen in offenen Verkaufsstellen die Zusatzeinrichtungen nicht der 

Information des Verkäufers oder Käufers dienen und 

 

d) auf den Zusatzeinrichtungen das Zeichen nach Anhang D Nr. 10.2 gut sichtbar, 

leicht lesbar und dauerhaft angebracht ist; 

 

3. nichtselbsttätige Waagen, die zur Ausfuhr in einen Staat außerhalb des Geltungsbereichs 

 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum bestimmt sind. 

§ 7c Zulassung, Eichung und Anforderungen 

 

(1) Die Ersteichung erfolgt als EG-Eichung durch eine nach § 7g benannte Stelle oder als EG-

Eichung durch den Hersteller (Qualitätssicherung für die Produktion). 

(2) Für die Zulassung zur Eichung, für das Verfahren der Zulassung und der Eichung und für die 

technischen Anforderungen an die nichtselbsttätigen Waagen gelten die Vorschriften der Anlage 

9. 

 

§ 7d Kennzeichnung der nichtselbsttätigen Waagen 

 

(1) Nichtselbsttätige Waagen, bei denen die EG-Eichung durchgeführt worden ist, müssen die 

folgenden Zeichen tragen:  

 

1. die CE-Kennzeichnung, gefolgt von den beiden letzten Stellen der Jahreszahl des Jahres 

ihrer Anbringung, 

 

2. das Zeichen für die EG-Eichung und 

 

3. die Kennummer der benannten Stelle, die die EG-Eichung vorgenommen hat oder die 

EG-Überwachung nach Anlage 9 Nr. 4.4 durchführt. 

 

Die Zeichen sind gut sichtbar, leicht lesbar und dauerhaft und deutlich einander zugeordnet 

anzubringen. 

(2) Die Ausführung der Zeichen ist in Anhang D festgelegt. 
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(3) Die Zeichen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 dürfen nur angebracht werden, wenn die Waagen den 

Anforderungen dieser Verordnung entsprechen und, sofern eine Bauartzulassung vorgeschrieben 

ist, mit dem in der EG-Bauartzulassung beschriebenen Baumuster übereinstimmen. 

(4) Unterliegen die Waagen auch anderen Vorschriften, in denen die CE-Kennzeichnung 

vorgesehen ist, so darf die CE-Kennzeichnung nur angebracht werden, wenn die Waagen auch 

diesen Vorschriften entsprechen. Steht jedoch nach diesen Vorschriften dem Hersteller während 

einer Übergangszeit ihre Anwendung frei, so wird durch die CE-Kennzeichnung lediglich die 

Konformität mit den vom Hersteller angewandten Vorschriften angezeigt. In diesem Fall müssen 

die gemäß diesen Vorschriften den Waagen beiliegenden Unterlagen, Hinweise oder 

Anleitungen die Nummern der jeweils angewandten Richtlinien entsprechend ihrer 

Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften tragen. 

(5) Auf den Waagen dürfen keine Kennzeichnungen angebracht werden, durch die Dritte 

hinsichtlich der Bedeutung und des Schriftbildes der CE-Kennzeichnung irregeführt werden 

könnten. Jede andere Kennzeichnung darf auf den Waagen angebracht werden, wenn sie 

Sichtbarkeit und Lesbarkeit der CE-Kennzeichnung nicht beeinträchtigt. 

(6) Die Waagen sind bei der Nacheichung mit dem innerstaatlichen Eichzeichen zu 

kennzeichnen. Die Zeichen nach Absatz 1 sind bei der Nacheichung nicht zu entfernen, zu 

entwerten oder unkenntlich zu machen. 

(7) Wird eine nichtselbsttätige Waage für vorschriftswidrig befunden und kann sie nicht 

unmittelbar in einen ordnungsgemäßen Zustand versetzt werden, ist sie als vorschriftswidrig zu 

kennzeichnen. 

§ 7e Gegenseitige Anerkennung 

 

Einer im Geltungsbereich dieser Verordnung nach § 7d als geeicht gekennzeichneten 

nichtselbsttätigen Waage steht eine nichtselbsttätige Waage gleich, die in einem anderen Staat 

rechtmäßig mit den in § 7d vorgeschriebenen Zeichen versehen worden ist. 

§ 7f Vorschriftswidrige nichtselbsttätige Waagen 

 

(1) Entsprechen nichtselbsttätige Waagen, die mit der CE-Kennzeichnung versehen sind, nicht 

den Anforderungen nach Anlage 9 Nr. 3.1, auch wenn sie ordnungsgemäß aufgestellt und 

zweckentsprechend benutzt werden, hat die zuständige Behörde  

 

1. das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme, die Verwendung und die Bereithaltung des 

Messgeräts zu untersagen oder zu beschränken, 

 

2. den Rückruf oder die Rücknahme des Messgeräts anzuordnen oder 

 

3. das Messgerät sicherzustellen. 

 

Die Maßnahmen sind vorrangig gegen den Hersteller, seinen in der Gemeinschaft ansässigen 

Bevollmächtigten oder den Einführer zu richten. Die §§ 12 und 13 bleiben unberührt. 

(2) Entsprechen nichtselbsttätige Waagen, die mit der CE-Kennzeichnung versehen sind, aus 

anderen Gründen nicht dieser Verordnung, kann die zuständige Behörde Maßnahmen nach 

Absatz 1 ergreifen. Maßnahmen nach Absatz 1 sind zu ergreifen, wenn einer vorherigen 

Aufforderung der zuständigen Behörde nach Herstellung des rechtmäßigen Zustandes nicht 

nachgekommen wurde. 

(3) (weggefallen) 
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§ 7g Benannte Stellen für nichtselbsttätige Waagen 

 

(1) Benannte Stelle für die Durchführung der EG-Eichung nach Anlage 9 Nr. 4 ist:  

 

1. eine Stelle, die nach Absatz 2 anerkannt worden ist; 

2. eine Stelle, die insoweit der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und den 

anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf Grund des Europäischen 

Gemeinschaftsrechts von einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum mitgeteilt worden ist. 

 

(2) Eine Stelle wird als benannte Stelle auf Antrag durch das Bundesministerium für Wirtschaft 

und Technologie anerkannt, wenn mindestens die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt sind:  

 

1. Die Stelle verfügt über das erforderliche Personal, die erforderliche Ausstattung und die 

erforderlichen Geräte. 

 

2. Das Personal besitzt ausreichende technische Kompetenz und berufliche Integrität. 

 

3. Die Stelle arbeitet bei der Durchführung der Prüfungen, der Ausarbeitung der Berichte, 

der Ausstellung der Bescheinigungen und der Überwachung nach Anlage 9 Nr. 4.4 

unabhängig von Kreisen, Gruppen oder Einzelpersonen, die ein unmittelbares oder 

mittelbares Interesse an nichtselbsttätigen Waagen haben. 

 

4. Das Personal wahrt das Berufsgeheimnis. 

 

5. Sofern nicht der Staat für die Tätigkeit der Stelle haftet, muss eine nach Art und Höhe 

ausreichende Haftpflichtversicherung bestehen. 

 

(3) Die Anerkennung nach Absatz 2 ist zurückzunehmen, soweit nachträglich bekannt wird, dass 

eine benannte Stelle bei der Anerkennung nicht die Voraussetzungen für eine Anerkennung 

erfüllt hat. Die Anerkennung ist zu widerrufen, soweit die Voraussetzungen für eine 

Anerkennung nachträglich weggefallen sind. Die verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften 

über die Aufhebung von Verwaltungsakten bleiben unberührt. 

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie teilt der Kommission der 

Europäischen Gemeinschaften und den anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum die benannten Stellen nach Absatz 1 Nr. 1 sowie die 

Entscheidungen nach Absatz 3 mit. 

 

Teil 1b 

Besondere Vorschriften für Messgeräte der Richtlinie 2004/22/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über Messgeräte 

§ 7h Messgeräte der Richtlinie 2004/22/EG 

 

Die Vorschriften dieses Teils gelten für Wasserzähler, Gaszähler und Mengenumwerter, 

Elektrizitätszähler für Wirkverbrauch, Wärmezähler, Messanlagen für die kontinuierliche und 

dynamische Messung von Flüssigkeiten außer Wasser, selbsttätige Waagen, Taxameter, 

Maßverkörperungen mit Ausnahme der Ausschankmaße nach § 3a Absatz 1, Geräte zur 

Messung von Längen und ihrer Kombinationen sowie Abgasanalysatoren, auf die die Richtlinie 

2004/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über Messgeräte 
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(ABl. EU Nr. L 135 S. 1) und das Eichgesetz anwendbar sind. Die §§ 14a bis 28, 28a, 29 und 30 

sind auf diese Messgeräte nicht anwendbar; die §§ 34 und 35 sind bei der 

Konformitätsbewertung nach § 7k auf diese Messgeräte nicht anwendbar. 

§ 7i Begriffsbestimmungen 

 

(1) Ein Messgerät ist ein Gerät oder System für die Messung und Anzeige einer oder mehrerer 

Messgrößen. 

(2) Ein Teilgerät ist ein als solches in den Anlagen bezeichnetes unabhängig arbeitendes Gerät, 

das entweder zusammen mit anderen daran anschließbaren Teilgeräten oder mit anderen daran 

anschließbaren Messgeräten ein Messgerät bildet. 

(3) Inverkehrbringen ist das erste entgeltliche oder unentgeltliche Verfügbarmachen eines für 

einen Endnutzer bestimmten Messgeräts in der Europäischen Gemeinschaft. 

(4) Inbetriebnahme ist die erste Verwendung eines für einen Endnutzer bestimmten Messgeräts 

für den beabsichtigten Zweck. 

(5) Hersteller ist die natürliche oder juristische Person, die im Hinblick auf das Inverkehrbringen 

des Messgeräts unter ihrem eigenen Namen oder dessen Inbetriebnahme für eigene Zwecke für 

die Konformität des Messgeräts mit den Anforderungen dieser Verordnung verantwortlich ist. 

(6) Bevollmächtigter ist eine in der Europäischen Gemeinschaft niedergelassene natürliche oder 

juristische Person, die von einem Hersteller schriftlich bevollmächtigt wird, bestimmte Aufgaben 

nach dieser Verordnung in seinem Auftrag zu erfüllen. 

(7) Harmonisierte Norm ist eine technische Spezifikation, die von einer europäischen 

Normenorganisation nach den in der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 

technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. 

EG Nr. L 204 S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 20. Juli 1998 (ABl. EG Nr. L 217 S. 18), festgelegten Verfahren angenommen 

und deren Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht worden ist. 

(8) Normatives Dokument ist ein Dokument mit technischen Spezifikationen, das von der 

Internationalen Organisation für das gesetzliche Messwesen ausgearbeitet und dessen Fundstelle 

im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurde. 

 

§ 7j Inverkehrbringen und Inbetriebnahme 

 

(1) Messgeräte dürfen nur in Verkehr gebracht und in Betrieb genommen werden, wenn sie  

 

1. die unter dem Titel "Anforderungen" des Anhangs I der Richtlinie 2004/22/EG genannten 

Bedingungen erfüllen, 

 

2. die in den jeweils anzuwendenden Anlagen 1, 2, 5, 6, 7, 10, 18, 20 und 22 unter dem Titel 

"EG-Anforderungen" genannten Bedingungen erfüllen, 

 

3. einem in den jeweils anzuwenden Anlagen 1, 2, 5, 6, 7, 10, 18, 20 und 22 unter dem Titel 

"Konformitätsbewertung" vorgeschriebenen Konformitätsbewertungsverfahren 

unterzogen wurden und 

 

4. nach § 7m Abs. 1, 3 und 4 gekennzeichnet sind. 
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(2) Auf Messen, Ausstellungen und Vorführungen dürfen Messgeräte, die nicht die 

Anforderungen des Absatzes 1 erfüllen, gezeigt werden, wenn auf diese Tatsache sichtbar 

hingewiesen wird und ausgeschlossen ist, dass diese Geräte in Verkehr gebracht werden können. 

(3) Messgeräte, deren Konformität in einem vorgeschriebenen Konformitätsbewertungsverfahren 

festgestellt wurde, und die richtig gekennzeichnet sind, gelten als erstgeeicht. 

(4) Legen die Anlagen Teilgeräte fest, gelten die Absätze 1 bis 3 für Teilgeräte entsprechend. 

§ 7k Konformitätsbewertung 

 

(1) Die Bewertung der Konformität mit den jeweils anwendbaren grundlegenden Anforderungen 

erfolgt nach einem vom Hersteller auszuwählenden Konformitätsbewertungsverfahren nach 

Maßgabe der in den Anlagen genannten gemeinschaftsrechtlichen Anforderungen (EG-

Anforderungen) in Verbindung mit den Anhängen A bis H1 der Richtlinie 2004/22/EG. 

(2) Stimmt das Messgerät ganz oder teilweise mit harmonisierten Normen oder normativen 

Dokumenten überein, wird widerleglich vermutet, dass es insoweit die grundlegenden 

Anforderungen des Anhangs I der Richtlinie 2004/22/EG und die in den Anlagen genannten EG-

Anforderungen erfüllt. Satz 1 gilt nicht, wenn der Hersteller gleichwertige technische Lösungen 

wählt. Die benannte Stelle geht von der Einhaltung der jeweiligen Prüfvorschriften aus, wenn 

das entsprechende Prüfprogramm gemäß den in Satz 1 genannten Dokumenten durchgeführt 

wurde und die Prüfergebnisse die Einhaltung der grundlegenden Anforderungen gewährleisten. 

(3) Die zur Bewertung der Konformität erforderlichen technischen Unterlagen nach Artikel 10 

der Richtlinie 2004/22/EG sind vom Hersteller zu erstellen. Die Unterlagen sind in deutscher 

Sprache abzufassen. Die benannte Stelle kann Ausnahmen von Satz 2 zulassen. 

§ 7l Einschränkung, Aussetzung und Zurückziehung von Bescheinigungen 

 

Stellt eine benannte Stelle fest, dass die Voraussetzungen zur Ausstellung einer von ihr im 

Rahmen eines Konformitätsbewertungsverfahrens ausgestellten Bescheinigung vom Hersteller 

oder seinem Bevollmächtigten nicht oder nicht mehr eingehalten werden, hat sie, soweit 

erforderlich, die ausgestellte Bescheinigung einzuschränken, auszusetzen oder zu entziehen, es 

sei denn, der Hersteller oder der Bevollmächtigte gewährleistet durch geeignete 

Abhilfemaßnahmen die Übereinstimmung mit den Ausstellungsvoraussetzungen. Vor der 

Entscheidung über eine Maßnahme nach Satz 1 ist der Hersteller oder der Bevollmächtigte zu 

hören. Die benannte Stelle unterrichtet die Bundesanstalt unverzüglich über Maßnahmen nach 

Satz 1. 

§ 7m Kennzeichnung und Informationen auf Messgeräten 

 

(1) Messgeräte erhalten die CE-Kennzeichnung nach Anhang D Nr. 8 und die Metrologie-

Kennzeichnung. Die Metrologie-Kennzeichnung besteht aus dem Buchstaben "M" und den 

letzten beiden Ziffern des Jahres, in dem die Kennzeichnung angebracht wurde, eingerahmt 

durch ein Rechteck. Die Höhe des Rechtecks muss der Höhe der CE-Kennzeichnung 

entsprechen. Der CE-Kennzeichnung und der Metrologie-Kennzeichnung muss die 

Kennnummer der benannten Stelle hinzugefügt werden, die an der Durchführung des 

Konformitätsbewertungsverfahrens beteiligt war. 

(2) Die CE-Kennzeichnung und die Metrologie-Kennzeichnung werden vom Hersteller oder 

unter seiner Verantwortung angebracht. Sie können während der Herstellung auf dem Messgerät 

angebracht werden, wenn dies sinnvoll ist. 

(3) Besteht ein Messgerät aus mehreren funktionell zusammengehörenden Geräten, die keine 

Teilgeräte sind, sind die Kennzeichnungen auf dem Hauptgerät anzubringen. Ist ein Messgerät 

zu klein oder zu empfindlich, um die Kennzeichnungen anzubringen, sind sie auf der 

Verpackung und den nach dieser Verordnung erforderlichen Unterlagen anzubringen. 
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(4) Die CE-Kennzeichnung, die Metrologie-Kennzeichnung und die Kennnummer der benannten 

Stelle sind deutlich sichtbar, gut lesbar und dauerhaft anzubringen. Die Metrologie-

Kennzeichnung ist unmittelbar hinter der CE-Kennzeichnung anzubringen. 

(5) Auf dem Messgerät dürfen keine Kennzeichnungen angebracht werden, durch die Dritte 

hinsichtlich der Bedeutung oder Form der CE-Kennzeichnung und der Metrologie-

Kennzeichnung irregeführt werden können. Andere Kennzeichnungen dürfen auf dem Messgerät 

angebracht werden, wenn sie die Sichtbarkeit und Lesbarkeit der CE-Kennzeichnung und der 

Metrologie-Kennzeichnung nicht beeinträchtigen. 

(6) Sind auf das mit der CE-Kennzeichnung versehene Messgerät auch andere 

Rechtsvorschriften, die eine CE-Kennzeichnung vorsehen, anwendbar, muss das Messgerät auch 

diesen Rechtsvorschriften entsprechen. In diesem Fall ist in den Unterlagen, die nach diesen 

Vorschriften dem Messgerät beizufügen sind, die Fundstelle der mit diesen Vorschriften 

umgesetzten EG-Richtlinie anzugeben. 

(7) Bei der Nacheichung sind Messgeräte mit dem innerstaatlichen Eichzeichen zu 

kennzeichnen. Die Zeichen nach Absatz 1 dürfen bei der Nacheichung nicht entfernt, entwertet 

oder unkenntlich gemacht werden. 

(8) Die auf dem Gerät anzubringenden oder dem Gerät beizufügenden Informationen nach den 

Nummern 9.1 bis 9.3 des Anhangs I der Richtlinie 2004/22/EG und nach den Anlagen sind in 

deutscher Sprache abzufassen. 

§ 7n Benannte Stellen für Messgeräte der Richtlinie 2004/22/EG 

 

(1) Benannte Stelle für die Konformitätsbewertung nach § 7k ist:  

 

1. die Bundesanstalt; 

 

2. die zuständige Behörde in dem Umfang, der durch die oberste Landesbehörde dem 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie mitgeteilt wird; der Umfang der 

Benennung ist im Bundesanzeiger bekannt zu machen; 

 

3. eine Stelle, die nach Absatz 2 anerkannt worden ist; 

 

4. eine Stelle, die insoweit der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und den 

anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf Grund des Europäischen 

Gemeinschaftsrechts von einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum mitgeteilt worden ist. 

 

(2) Eine Stelle wird auf Antrag als benannte Stelle anerkannt, wenn die innerhalb der 

Bundesanstalt mit den Aufgaben des Deutschen Kalibrierdienstes betraute Organisationseinheit 

festgestellt hat, dass sie die Voraussetzungen des Artikels 12 der Richtlinie 2004/22/EG erfüllt. 

Im Fall einer sonstigen Akkreditierung auf der Basis von harmonisierten Normen gelten die 

jeweiligen Voraussetzungen des Artikels 12 der Richtlinie 2004/22/EG als erfüllt. Für die 

Erteilung der Anerkennung ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

zuständig. 

(3) Die Anerkennung nach Absatz 2 ist zurückzunehmen, soweit nachträglich bekannt wird, dass 

eine benannte Stelle im Zeitpunkt der Anerkennung nicht die Voraussetzungen für eine 

Anerkennung erfüllt hat. Die Anerkennung ist zu widerrufen, soweit die Voraussetzungen für die 

Anerkennung nachträglich weggefallen sind. Die verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften 

über die Aufhebung von Verwaltungsakten bleiben unberührt. 

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie teilt der Kommission der 

Europäischen Gemeinschaften und den anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 



18 

 

Europäischen Wirtschaftsraum die benannten Stellen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 sowie die 

Entscheidungen nach Absatz 3 mit. 

(5) Benannte Stellen arbeiten mit den anderen benannten Stellen zusammen und erteilen 

einander die notwendigen Auskünfte. Satz 1 gilt entsprechend für die Zusammenarbeit mit den 

benannten Stellen und den zuständigen Behörden der anderen Vertragsstaaten des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum. 

§ 7p Marktaufsicht und Schutzklauselverfahren 

 

(1) Die zuständige Behörde hat eine wirksame Überwachung des Inverkehrbringens von 

Messgeräten und der in Verkehr gebrachten Messgeräte auf der Grundlage eines 

Überwachungskonzepts zu gewährleisten. Die zuständigen obersten Landesbehörden stellen die 

Koordinierung der länderübergreifenden Marktaufsicht sowie die Entwicklung und 

Fortschreibung des Überwachungskonzepts sicher. Die Bundesanstalt berät und unterstützt die 

zuständigen Behörden. 

(2) Ist ein Messgerät nicht gekennzeichnet oder entspricht ein gekennzeichnetes Messgerät nicht 

den grundlegenden Anforderungen an die Messleistung, hat die zuständige Behörde  

 

1. das Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme zu untersagen oder zu beschränken, 

2. 1. die Verwendung und die Bereithaltung des Messgeräts zu untersagen oder zu 

beschränken, 

 

3. den Rückruf oder die Rücknahme des Messgeräts anzuordnen oder 

 

4. das Messgerät sicherzustellen. 

 

(3) Wenn das Messgerät den grundlegenden Anforderungen an die Messleistung entspricht, 

jedoch andere Anforderungen entsprechend der Kennzeichnung nicht erfüllt sind, kann die 

zuständige Behörde Maßnahmen nach Absatz 2 ergreifen. Maßnahmen nach Absatz 2 sind zu 

ergreifen, wenn einer vorherigen Aufforderung der zuständigen Behörde nach Herstellung des 

rechtmäßigen Zustandes nicht nachgekommen wurde. 

(4) Stellt die zuständige Behörde fest, dass alle Messgeräte oder ein Teil eines bestimmten 

Messgerätetyps nach den Vorschriften dieser Verordnung gekennzeichnet und ordnungsgemäß 

eingebaut sind sowie nach den Anweisungen des Herstellers verwendet werden, aber nicht den 

grundlegenden Anforderungen bezüglich der Messleistung entsprechen, hat sie die Maßnahmen 

nach Absatz 2 zu ergreifen. Besteht der Verdacht einer vorsätzlichen Nichterfüllung der 

Anforderungen, unterrichtet sie hiervon unter Angabe der Gründe unverzüglich das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, das die Information an die Kommission der 

Europäischen Gemeinschaften weiterleitet. 

(5) Maßnahmen nach den Absätzen 2 bis 4 sind vorrangig an den Hersteller, seinen 

Bevollmächtigten oder den Einführer zu richten. 

§ 7q Zusammenarbeit 

 

Die zuständigen Behörden informieren über das Bundesministerium für Wirtschaft und 

Technologie die zuständigen Behörden und benannten Stellen der anderen Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum  

 

1. inwieweit die von ihnen geprüften Messgeräte dieser Verordnung entsprechen und die 

Ergebnisse derartiger Prüfungen, 
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2. über von den benannten Stellen ausgestellte EG-Baumusterprüfbescheinigungen und EG-

Entwurfsprüfbescheinigungen einschließlich der dazugehörigen Anlagen sowie 

Ergänzungen, Änderungen und Widerrufe früherer Bescheinigungen, 

 

3. über von den benannten Stellen erteilte Anerkennungen, Ablehnungen und Widerrufe von 

Qualitätsmanagementsystemen, 

 

4. über von den benannten Stellen erstellte Bewertungsberichte, wenn sie von anderen 

Behörden angefordert wurden. 

§ 9 Zusatzeinrichtungen 

 

Von der Eichpflicht ausgenommen sind folgende Zusatzeinrichtungen, wenn sie keine Wirkung 

auf das Meßgerät ausüben können (rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen):  

 

1. rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen, die nicht für Zwecke verwendet oder 

bereitgehalten werden, für die die Verwendung geeichter Meßgeräte vorgeschrieben ist, 

 

2. im geschäftlichen Verkehr rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen, die Meßwerte 

zusätzlich darstellen, wenn 

 

a) das zugehörige Meßgerät oder eine zu dem Meßgerät gehörende andere geeichte 

Zusatzeinrichtung die ermittelten Meßwerte unverändert und unlöschbar 

aufzeichnet oder speichert und 

 

b) diese Meßwerte beiden von der Messung betroffenen Parteien zugänglich sind, 

 

3. im geschäftlichen Verkehr über Versorgungsleitungen rückwirkungsfreie 

Zusatzeinrichtungen, die bei Meßgeräten für Elektrizität, Gas, Wasser oder Wärme 

Meßwerte zusätzlich darstellen, auch soweit die Voraussetzungen nach Nummer 2 nicht 

vorliegen, 

 

4. im geschäftlichen Verkehr über Versorgungsleitungen zwischen 

Versorgungsunternehmen rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen, die neue Meßwerte 

bilden, 

 

5. in offenen Verkaufsstellen rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen zur Ermittlung des 

Preises und zur zusätzlichen Angabe von Meßwerten und Preisen, wenn das zugehörige 

Meßgerät oder eine zum Meßgerät gehörende andere geeichte Zusatzeinrichtung die 

ermittelten Meßwerte und zugehörigen Preise (Grund- und Verkaufspreis) unverändert 

auf einem Beleg abdruckt, der dem Käufer auf sein Verlangen zur Verfügung steht, 

 

6. im amtlichen Verkehr, im Verkehrswesen und bei Meßgeräten nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen, die Meßwerte zusätzlich 

darstellen, wenn die Voraussetzungen nach Nummer 2 erfüllt sind oder der dargestellte 

Meßwert mit der Anzeige des zugehörigen Meßgerätes unmittelbar verglichen werden 

kann, 

 

7. rückwirkungsfreie Zusatzeinrichtungen an Meßgeräten, die bei der Herstellung und 

Analyse von Arzneimitteln verwendet werden. 
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Teil 4 

Gültigkeitsdauer der Eichung 

§ 12 Allgemeines 

 

(1) Die Gültigkeitsdauer der Eichung ist auf zwei Jahre befristet, soweit sich nicht aus diesem 

Teil oder aus Anhang B etwas anderes ergibt. 

(2) Die Bundesanstalt kann bei der Erteilung einer befristeten oder inhaltlich beschränkten 

Bauartzulassung eine kürzere Gültigkeitsdauer der Eichung festlegen. Das gilt nicht für die auf 

zehn Jahre befristete EWG-Bauartzulassung. 

(3) Beträgt die Gültigkeitsdauer der Eichung ein Jahr oder mehr, beginnt die Gültigkeitsdauer 

mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem das Messgerät zuletzt geeicht wurde. Bei einer 

verspäteten Nacheichung in den ersten drei Monaten eines Kalenderjahres wird die 

Gültigkeitsdauer im Anschluss an die Gültigkeitsdauer der vorhergehenden Eichung bemessen. 

(4) Beträgt die Gültigkeitsdauer der Eichung weniger als zwölf Monate, beginnt die 

Gültigkeitsdauer mit Ablauf des Kalendermonats, in dem das Messgerät zuletzt geeicht wurde. 

(5) Bei Messgeräten nach § 7h beginnt die erste Gültigkeitsdauer der Eichung mit Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die Metrologie-Kennzeichnung nach § 7m Absatz 1 auf dem Messgerät 

angebracht wurde. 

§ 13 Vorzeitiges Erlöschen 

 

(1) Die Gültigkeit der Eichung erlischt vorzeitig, wenn  

 

1. das Meßgerät die Verkehrsfehlergrenzen nicht einhält, 

 

2. ein Eingriff vorgenommen wird, der Einfluß auf die meßtechnischen Eigenschaften des 

Geräts haben kann oder seinen Verwendungsbereich erweitert oder beschränkt, 

 

3. die vorgeschriebene Bezeichnung des Meßgeräts geändert oder eine unzulässige 

Bezeichnung, Aufschrift, Meßgröße, Einteilung oder Hervorhebung einer Einteilung 

angebracht wird, 

 

4. der Hauptstempel, ein Sicherungsstempel oder Kennzeichnungen nach § 7m unkenntlich, 

entwertet oder vom Messgerät entfernt sind, 

 

5. das Meßgerät mit einer Zusatzeinrichtung verbunden wird, deren Anfügung nicht zulässig 

ist, oder 

 

6. das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme, die Verwendung oder die Bereithaltung von 

Meßgeräten untersagt oder einstweilen verboten wird. 

 

(2) Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4 gilt nicht für instandgesetzte Meßgeräte, wenn das Meßgerät nach der 

Instandsetzung die Verkehrsfehlergrenzen einhält, die erneute Eichung unverzüglich beantragt 

wird und die Instandsetzung durch das Zeichen des Instandsetzers nach Anhang D Nr. 6 

kenntlich gemacht ist. 
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Teil 5 

Zulassung 

§ 14a Eichfähigkeit 

 

(1) Ein Meßgerät ist eichfähig, wenn seine Bauart durch die Bundesanstalt oder die Art des 

Maßgerätes allgemein zur Eichung zugelassen ist. 

(2) Der von der Bundesanstalt erteilten EWG-Bauartzulassung steht die durch einen anderen 

Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder einen anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erteilte EWG-Bauartzulassung gleich. Sie 

ist in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften und in allen anderen 

Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gültig. 

§ 15 Allgemeine Zulassung 

 

(1) Meßgerätearten sind zur Eichung allgemein zugelassen, soweit dies in den Anlagen bestimmt 

ist. Meßgeräte einer allgemein zugelassenen Art müssen den Anforderungen dieser Verordnung 

und den anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 

(2) Die allgemeine innerstaatliche Zulassung ist die Zulassung von Meßgerätearten zur 

innerstaatlichen Eichung. 

(3) Die allgemeine EWG-Zulassung ist die Zulassung von Meßgerätearten zur EWG-Ersteichung 

und zur innerstaatlichen Eichung. 

§ 16 Bauartzulassung 

 

(1) Die innerstaatliche Bauartzulassung ist die Zulassung von Meßgerätebauarten zur 

innerstaatlichen Eichung. 

(2) Die Bauart eines Meßgeräts, die nicht zu einer allgemein zugelassenen Art gehört, wird zur 

innerstaatlichen Eichung zugelassen, wenn die Bauart richtige Meßergebnisse und eine 

ausreichende Meßbeständigkeit erwarten läßt (Meßsicherheit). Die Bauart muß den 

Anforderungen dieser Verordnung und den anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Soweit 

die Verordnung keine Anforderungen an die Bauart enthält oder anerkannte Regeln der Technik 

nicht bestehen, werden die Anforderungen bei der Zulassung festgelegt. 

(3) Die Bauart eines Meßgeräts, die von den Anforderungen dieser Verordnung oder den 

anerkannten Regeln der Technik abweicht, wird zur innerstaatlichen Eichung zugelassen, wenn 

die gleiche Meßsicherheit auf andere Weise gewährleistet ist. Die Anforderungen an die Bauart 

werden bei der Bauartzulassung festgelegt. 

(4) Die EWG-Bauartzulassung ist die Zulassung von Meßgerätebauarten zur EWG-Ersteichung 

und zur innerstaatlichen Eichung. Eine EWG-Bauartzulassung kann erteilt werden für  

 

1. Messgeräte zur Bestimmung der EWG-Schüttdichte im Sinne der Richtlinie 71/347/EWG 

des Rates vom 12. Oktober 1971 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über die Messung der Schüttdichte von Getreide (ABl. EG Nr. L 239 S. 

1), zuletzt geändert durch die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen 

Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 

Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der 

Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die 

Europäische Union begründenden Verträge - Anhang II: Liste nach Artikel 20 der 

Beitrittsakte - 1. Freier Warenverkehr - D. Gesetzliches Messwesen und Fertigpackungen 

(ABl. EU Nr. L 236 S. 64), 
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2. Alkoholometer und Aräometer im Sinne der Richtlinie 76/765/EWG des Rates vom 27. 

Juli 1976 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 

Alkoholometer und Aräometer für Alkohol (ABl. EG Nr. L 262 S. 143), geändert durch 

die Richtlinie 82/624/EWG der Kommission vom 1. Juli 1982 (ABl. EG Nr. L 252 S. 8), 

 

3. Luftdruckmessgeräte für Kraftfahrzeugreifen im Sinne der Richtlinie 86/217/EWG des 

Rates vom 26. Mai 1986 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

über Luftdruckmessgeräte für Kraftfahrzeugreifen (ABl. EG Nr. L 152 S. 48), 

wenn die Bauart den Anforderungen der jeweiligen Richtlinie entspricht. 

 

(5) Ist eine EWG-Ersteichung nicht vorgeschrieben, so gilt die EWG-Bauartzulassung als 

Genehmigung für den Vertrieb und die Inbetriebnahme. 

 

Teil 6 

Eichung 

§ 28a Eichung 

 

(1) Meßgeräte sind als geeicht zu stempeln, wenn sie eichfähig sind und den Anforderungen der 

Zulassung genügen. 

(2) Die Eichung kann in einer Eichung für das Inland oder in einer Ersteichung mit Wirkung für 

den Bereich der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften und der anderen 

Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWG-Ersteichung) 

bestehen. Einem von der zuständigen Behörde als geeicht gestempelten Meßgerät steht ein 

Meßgerät gleich, das von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder 

einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum mit dem 

Zeichen für die EWG-Ersteichung versehen worden ist. 

(3) Die eichtechnische Prüfung kann als Einzelprüfung oder in den Fällen des § 29 Abs. 3 

stichprobenweise als Sammelprüfung nach statistischen Methoden vorgenommen werden. 

§ 29 Durchführung der Eichung 

 

(1) Die Eichung besteht aus der eichtechnischen Prüfung und der Stempelung eines eichfähigen 

Meßgeräts durch die zuständige Behörde. 

(2) Die eichtechnische Prüfung kann in einem Vorgang erfolgen oder aus einer oder mehreren 

Vorprüfungen und einer Prüfung am Gebrauchsort bestehen. 

§ 30 Ersteichung 

 

(1) Allgemein zur Eichung zugelassene Meßgeräte können erstgeeicht werden, wenn sie den zum 

Zeitpunkt der ersten Eichung geltenden Anforderungen entsprechen. 

(2) Neue oder erneuerte Meßgeräte mit einer Bauartzulassung können erstgeeicht werden, wenn 

sie den zum Zeitpunkt der Zulassungserteilung geltenden Anforderungen und der 

Bauartzulassung entsprechen. 

§ 31 Nacheichung 

 

(1) Geeichte Meßgeräte können nachgeeicht werden, wenn sie die geltenden Eichfehlergrenzen 

einhalten und den sonstigen Anforderungen entsprechen, die bei ihrer Ersteichung gegolten 

haben. 
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(1a) Messgeräte nach § 7h können nachgeeicht werden, wenn sie die Eichfehlergrenzen einhalten 

und den sonstigen Anforderungen entsprechen, die zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens 

gegolten haben. Die Nacheichung besteht aus der eichtechnischen Prüfung und der Stempelung 

eines nach § 7m Abs. 1 gekennzeichneten Messgeräts durch die zuständige Behörde. 

(2) Meßgeräte mit einer Gültigkeitsdauer der Eichung von zwei Jahren oder weniger, die in den 

letzten vier Monaten vor Ende eines Jahres geeicht, aber nicht verwendet oder bereitgehalten 

wurden, können in den ersten beiden Monaten des folgenden Jahres mit einer vereinfachten 

Prüfung nachgeeicht werden (Jahreswendeverfahren). 

§ 32 Befundprüfung 

 

(1) Durch die Befundprüfung wird festgestellt, ob ein eichfähiges Meßgerät die 

Verkehrsfehlergrenzen einhält und den sonstigen Anforderungen der Zulassung entspricht. 

(1a) Bei Messgeräten nach § 7h wird durch die Befundprüfung festgestellt, ob sie die 

Verkehrsfehlergrenzen einhalten und den sonstigen Anforderungen entsprechen, die zum 

Zeitpunkt des Inverkehrbringens gegolten haben. 

(2) Die Befundprüfung kann von jedem, der ein begründetes Interesse an der Meßrichtigkeit des 

Meßgerätes darlegt, bei der zuständigen Behörde oder einer staatlich anerkannten Prüfstelle 

beantragt werden. 

(3) Bei der Befundprüfung an einem geeichten Meßgerät gelten die Verkehrsfehlergrenzen und 

die sonstigen Anforderungen, die zum Zeitpunkt der Eichung gegolten haben. In allen anderen 

Fällen gelten die zum Zeitpunkt des Antrages auf Befundprüfung maßgebenden 

Verkehrsfehlergrenzen und sonstigen Anforderungen. 

§ 33 Fehlergrenzen 

 

(1) Die Fehlergrenzen sind die zulässigen Höchstbeträge für positive oder negative 

Abweichungen vom richtigen Wert. Als richtig gilt der Wert des Normals oder der 

Normalmeßeinrichtung. 

(2) Bei der Ersteichung und den Nacheichungen gelten die Eichfehlergrenzen. 

(3) Bei der Verwendung und der Befundprüfung gelten die Verkehrsfehlergrenzen. 

(4) Die Eichfehlergrenzen sind in den Anlagen festgesetzt. Die Verkehrsfehlergrenzen betragen 

das Doppelte der Eichfehlergrenzen, soweit in den Anlagen nichts anderes festgesetzt ist. 

(5) Die Eichfehlergrenzen der Meßgeräte einer Bauart, deren Art nicht in den Anlagen 

aufgeführt ist, werden bei der Zulassung festgesetzt. Die Verkehrsfehlergrenzen dieser 

Meßgeräte betragen das Doppelte dieser Fehlergrenzen, sofern bei der Zulassung nichts anderes 

bestimmt wird. 

(6) Bei Messgeräten nach § 7h entsprechen die Eichfehlergrenzen den Fehlergrenzen der 

entsprechenden messgerätespezifischen Anhänge der Richtlinie 2004/22/EG. 

§ 34 Stempelzeichen 

 

(1) Stempelzeichen sind:  

 

1. das innerstaatliche Eichzeichen, 

 

2. das EWG-Eichzeichen, 

 

3. das Jahreszeichen für die innerstaatliche Eichung, 

 

4. die Jahresbezeichnung für die innerstaatliche Eichung, 
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5. das Jahreszeichen für die EWG-Ersteichung und 

 

6. das Entwertungszeichen. 

 

(2) Eichzeichen und Jahreszeichen oder Eichzeichen und Jahresbezeichnung bilden zusammen 

den Hauptstempel. 

(3) Das Eichzeichen wird als Sicherungsstempel und bei der Eichung in Stufen (Vorprüfung) als 

Stempelzeichen für die Vorprüfung verwendet. Zur Sicherung kann auch der Hauptstempel 

verwendet werden. 

(4) Die Ausführung der Stempelzeichen ist in Anhang D Nr. 3 festgelegt. 

§ 35 Kennzeichnung der Meßgeräte 

 

(1) Zur innerstaatlichen Eichung zugelassene Meßgeräte werden bei der Eichung nach Maßgabe 

der Absätze 2 bis 4 mit innerstaatlichen Stempelzeichen gekennzeichnet. 

(2) Meßgeräte mit befristeter Gültigkeitsdauer der Eichung - mit Ausnahme der Meßgeräte nach 

Absatz 4 - werden mit Stempelzeichen nach Anhang D Nr. 3.1 und 3.3 als geeicht 

gekennzeichnet. Der Hauptstempel oder das Meßgerät darf mit dem Zusatz "Geeicht bis ..." in 

Verbindung mit der vollständigen Jahreszahl versehen sein. 

(3) Meßgeräte mit unbefristeter Gültigkeitsdauer der Eichung werden mit Stempelzeichen nach 

Anhang D Nr. 3.1 und 3.4 als geeicht gekennzeichnet. 

(4) Meßgeräte im geschäftlichen Verkehr bei der Abgabe von Elektrizität, Gas, Wasser oder 

Wärme werden mit Stempelzeichen nach Anhang D Nr. 3.1 und 3.4 als geeicht gekennzeichnet. 

Der Hauptstempel oder das Meßgerät darf mit dem Zusatz "Geeicht bis ..." in Verbindung mit 

der vollständigen Jahreszahl versehen sein. 

(5) Zur EWG-Ersteichung zugelassene Meßgeräte werden bei der Ersteichung mit EWG-

Stempelzeichen nach Anhang D Nr. 3.2 und 3.5 oder 3.6 gekennzeichnet. Sie können mit 

innerstaatlichen Stempelzeichen gekennzeichnet werden, wenn ihre Verwendung im 

Geltungsbereich dieser Verordnung vorgesehen ist. Bei der Nacheichung sind sie mit dem 

innerstaatlichen Stempelzeichen zu kennzeichnen. 

(6) Bei der Vorprüfung sind die in der jeweiligen Stufe geprüften Teile mit dem Eichzeichen, 

gegebenenfalls in Verbindung mit einem Datumszeichen, zu kennzeichnen. 

(7) Wird ein geeichtes Meßgerät für vorschriftswidrig befunden und kann es nicht unmittelbar in 

einen ordnungsgemäßen Zustand versetzt werden, so ist der Hauptstempel zu entwerten. 

 

Teil 7 

Allgemeine Anforderungen an Meßgeräte für die innerstaatliche Zulassung und Eichung 

§ 36 Meßrichtigkeit 

 

(1) Meßgeräte müssen so gebaut sein, daß sie für ihren bestimmungsgemäßen 

Verwendungszweck geeignet sind und unter Nenngebrauchsbedingungen richtige Meßergebnisse 

erwarten lassen. 

(2) Referenzbedingungen für die meßtechnische Prüfung und Nenngebrauchsbedingungen sind 

in den Anlagen aufgeführt oder können bei der Bauartzulassung festgelegt werden. 

§ 37 Meßbeständigkeit 
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(1) Als meßbeständig gelten Meßgeräte, die richtige Meßergebnisse über einen ausreichend 

langen Zeitraum erwarten lassen. Bei eichpflichtigen Meßgeräten muß dieser Zeitraum 

mindestens der Gültigkeitsdauer der Eichung entsprechen. 

(2) Bei der Zulassung kann gefordert werden, daß bei falschen Meßergebnissen  

 

1. deren Ausgabe verhindert wird, 

 

2. die Meßergebnisse deutlich als falsch erkennbar sind, 

 

3. der Meßvorgang selbsttätig unterbrochen oder 

 

4. selbsttätig auf ein Ersatzmeßgerät umgeschaltet wird. 

§ 38 Prüfbarkeit 

 

Meßgeräte müssen so ausgeführt sein, daß sie gefahrlos und ohne besonderen Aufwand an 

Prüfmitteln und Zeit geprüft werden können. 

§ 39 Zusatzeinrichtungen, Geräteverbindungen 

 

(1) Die vorschriftsmäßige Verwendung von Meßgeräten darf durch den Anschluß von 

Zusatzeinrichtungen oder anderen Geräten nicht beeinträchtigt werden. 

(2) Bei nicht vernachlässigbaren Rückwirkungen darf der Anschluß nur erfolgen, soweit dies bei 

der Zulassung der Zusatzeinrichtung oder bei der des Meßgeräts geregelt ist. 

(3) Vorrichtungen zur Geräteverbindung müssen so ausgeführt und gekennzeichnet sein, daß die 

richtige und sichere Verbindung gewährleistet ist. 

§ 40 Schutz gegen Eingriffe und Bedienungsfehler 

 

(1) Meßgeräte müssen gegen eine Verfälschung von Meßwerten durch Bedienungsfehler und 

Eingriffe hinreichend geschützt sein. 

(2) Die richtige und zuverlässige Erfassung, Speicherung, Verarbeitung und Ausgabe der Daten 

muß unter den üblichen Betriebsbedingungen gewährleistet sein. 

§ 41 Darstellung von Meßwerten und Daten 

 

(1) Zahlenwerte und Einheitennamen oder Einheitenzeichen müssen einander eindeutig 

zugeordnet sein. 

(2) Zahlenwerte als Brüche müssen in Form von Dezimalbrüchen angegeben werden, sofern in 

der Zulassung nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Skalen, Ziffernanzeigen und Strichmarken müssen so ausgeführt und angeordnet sein, daß 

der Meßwert eindeutig und gut erkennbar abgelesen werden kann. Bei ihrer Ausführung sind die 

anerkannten Regeln der Technik zu beachten. 

(4) Die Ausgabe von zusätzlichen Informationen darf nicht zu Verwechslungen mit Angaben 

führen, auf die sich die Eichung bezieht. Zur Unterscheidung können bei der Zulassung 

besondere Kennzeichnungen oder eine räumliche Trennung der Ausgaben gefordert werden. 

§ 42 Verwendungshinweise, Bezeichnungen und Aufschriften 

 

(1) Auf Meßgeräten einer zugelassenen Bauart müssen zusätzlich zum Zulassungszeichen der 

Name des Zulassungsinhabers oder sein Firmenzeichen, die Fabriknummer und das Baujahr 

angegeben sein, soweit in den Anlagen oder in der Zulassung nichts anderes bestimmt ist. 
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(2) Bei der Zulassung können weitere Verwendungshinweise, Bezeichnungen und Aufschriften 

gefordert werden. 

(3) Ist die Verwendung eines Meßgeräts eingeschränkt, so müssen Art und Umfang der 

Einschränkung auf dem Meßgerät angegeben sein. 

(4) Vorgeschriebene Verwendungshinweise, Bezeichnungen und Aufschriften müssen deutlich 

lesbar, dauerhaft und, soweit erforderlich, gut sichtbar angebracht sein. Schilder mit diesen 

Angaben müssen fest mit dem Meßgerät verbunden sein oder durch Stempel gesichert werden 

können. 

(5) Wartungs-, Gebrauchs- und Überwachungsanweisungen, deren Beifügung vorgeschrieben ist, 

sowie vorgeschriebene Verwendungshinweise, Bezeichnungen und Aufschriften müssen in 

deutscher Sprache abgefaßt sein; das gilt nicht für Meßgeräte, die zur Ausfuhr bestimmt sind. 

Die zuständigen Behörden können weitere Ausnahmen genehmigen. 

(6) Firmenzeichen und Firmenaufschriften müssen so ausgeführt sein, daß sie nicht mit 

amtlichen Zeichen oder vorgeschriebenen Aufschriften verwechselt werden können. 

(7) Verwendungshinweise, Bezeichnungen und Aufschriften dürfen nicht irreführend sein und 

die Ablesbarkeit des Meßgeräts nicht beeinträchtigen. 

§ 43 Stempelstellen 

 

(1) An den Meßgeräten muß eine geeignete Stelle für vorgeschriebene Stempel und Zeichen 

vorhanden sein (Hauptstempelstelle). Die Stempelstelle muß leicht zugänglich und so beschaffen 

und befestigt sein, daß die Stempelzeichen deutlich erkennbar sind. 

(2) Sofern in den Anlagen oder bei der Zulassung nichts anderes festgelegt ist, erhält jedes 

Meßgerät nur einen Hauptstempel; Teilgeräte, die einzeln geprüft werden dürfen, können einen 

eigenen Hauptstempel erhalten. 

(3) Darf die Hauptstempelstelle nach den Anlagen oder der Zulassung geteilt werden, so müssen 

beide Teile so nahe, wie nach Ausführung des Meßgeräts möglich, beieinander liegen und so 

beschaffen sein, daß auf dem einen das Eichzeichen und auf dem anderen das Jahreszeichen 

aufgebracht werden kann. 

(4) Zur Sicherung der Meßgeräte gegen Eingriffe, das Abtrennen oder Auswechseln von Teilen 

oder andere Änderungen müssen geeignete Stellen zum Aufbringen von Sicherungsstempeln 

vorgesehen sein (Sicherungsstempelstellen). 

(5) An Meßgeräten oder Teilen von Meßgeräten, die einer Vorprüfung unterzogen werden, 

müssen geeignete Stellen zum Aufbringen der Stempelzeichen für die Vorprüfung vorgesehen 

sein. 

(6) Sofern Meßgeräte aus mehreren Teilen bestehen, die nicht fest zusammengebaut werden 

können, oder das Zerlegen von Meßgeräten gestattet ist, müssen geeignete Stellen zum 

Aufbringen von Kennzeichen vorgesehen sein, welche die Zusammengehörigkeit der Teile 

erkennen lassen. 

Teil 11 

Ordnungswidrigkeiten, Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 74 Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig im Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 4 des Eichgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig  

 

 

17a. entgegen § 7b Abs. 1 nichtselbsttätige Waagen in den Verkehr bringt oder entgegen § 7b 

Abs. 2 Satz 1 nichtselbsttätige Waagen in Betrieb nimmt, verwendet oder bereithält, 
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17b. entgegen § 7d Abs. 3 Zeichen anbringt, 

 

17c. entgegen § 7d Abs. 5 Satz 1 oder § 7m Abs. 5 Satz 1 Kennzeichnungen anbringt,  

 

17d. einer vollziehbaren Anordnung nach § 7f Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 2 Satz 1 in 

Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 oder § 7p Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3, Abs. 3 

Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 jeweils in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3 

zuwiderhandelt, 

 

17e. entgegen § 7j Abs. 1 ein Messgerät in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, 

 

18. entgegen § 10 Abs. 1 Werte angibt, die nicht mit einem Meßgerät bestimmt sind, 

18a. entgegen § 10a Satz 1 Gewichtswerte nicht als Nettowerte angibt, 

 

Anhang B (zu den §§ 12 und 14) 

Besondere Gültigkeitsdauer der Eichung 

 

(Fundstelle: BGBl. I 1988, 1678 - 1680; 

bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote) 

 

Ordnungsnummer Meßgeräteart Gültigkeitsdauer in 

Jahren, sofern nicht 

anders angegeben 

   

   

1.3 Chorometer ............................................... 1 

.   

.   

8.1 Gewichtstücke mit Ausnahme der Gewichtstücke, die 

zu Waagen nach Nummer 9.7 gehören ................ 

4 

9.1 Nichtselbsttätige Waagen mit einer Höchstlast von 

3 000 Kilogramm oder mehr mit Ausnahme der 

Baustoffwagen .................................... 

3 

9.2 nichtselbsteinspielende Fein- und Präzisionswaagen, 

soweit sie nicht zu Waagen nach Nummer 9.7 gehören 

.......................................... 

4 

9.3 nichtselbsteinspielende Handelswaagen mit einer 

Höchstlast von weniger als 50 Kilogramm .......... 4 

9.4 Personenwaagen einschließlich der Säuglingswaagen 

und der mechanischen Waagen zur Feststellung des 

Geburtsgewichts mit Ausnahme der Bettenwaagen und 

Waagen nach Nummer 9.5 ........................... 4 

9.5 Personenwaagen, soweit sie nicht in Krankenhäusern 

aufgestellt sind ................................ nicht befristet 

9.6 Behälterwaagen für verflüssigte Gase mit fest mit der 

Waage verbundenem Druckgasbehälter, dem das 

Meßgut stoßfrei zugeführt und entnommen wird ..... 4 

   

9.8 Viehwagen in landwirtschaftlichen Betrieben ...... 4 

9.9 (weggefallen)   
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10.1 selbsttätige Kontrollwaagen einschließlich der 

selbsttätigen Sortierwaagen ...................... 1 

10.2 selbsttätige Waagen mit Etikettendruckwerk, die zur 

Herstellung von Fertigpackungen ungleicher 

Füllmenge verwendet werden ................................. 1 

   

   

Anhang D (zu den §§ 5, 7d, 13, 24, 25, 34, 35, 59, 68 und 72) 

Verzeichnis der Stempel und Zeichen 

 

( 

2 Zulassungszeichen (§ 24) 

2.1 Das Zulassungszeichen besteht aus einer Kennzeichnung in einem Symbol. 

 

2.2 Das Symbol für die innerstaatliche Bauartzulassung hat die Form eines stilisierten "Z". 

Die Kennzeichnung weist auf die Art und Bauart des Meßgeräts oder der 

Zusatzeinrichtung hin. 

Beispiel: 

 

 

2.3 Das Symbol für die EWG-Bauartzulassung hat die Form eines stilisierten "Epsilon". Es 

enthält für die von der Bundesanstalt zugelassenen Meßgeräte im oberen Teil den 

Buchstaben "D" sowie die zwei letzten Ziffern des Zulassungsjahres. Die Kennzeichnung 

im unteren Teil weist auf die Art oder Bauart des Meßgeräts oder der Zusatzeinrichtung 

hin. 

Beispiel: 

 

 

2.4 Bei einer beschränkten EWG-Bauartzulassung wird vor das Zeichen nach Nummer 2.3 

ein "p" von gleicher Größe gesetzt. 

 

2.5 Das Zulassungszeichen für allgemein zur EWG-Ersteichung zugelassene Meßgeräte hat 

die Form eines stilisierten spiegelbildlichen "Epsilon". 

Beispiel: 
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2.6 Das EWG-Zulassungszeichen eines Meßgeräts, für das keine EWG-Ersteichung 

vorgeschrieben ist, besteht aus dem Zeichen nach Nummer 2.3 in einem Sechseck. 

Beispiel: 

 

 

2.7 Symbol und Kennzeichnung können bei Platzmangel auch anders angeordnet werden. 

Einzelheiten werden bei der Zulassung festgelegt. 

 

3 Stempelzeichen der Eichbehörden (§ 34) 

 

3.1 Das Eichzeichen für die innerstaatliche Eichung besteht aus einem gewundenen Band mit 

 dem Buchstaben D, der Ordnungszahl der jeweiligen Eichaufsichtsbehörde und einem 

sechsstrahligen Stern. Anstelle des Sterns kann auch die Ordnungszahl des prüfenden 

Eichamtes verwendet werden. 

Beispiel: 

 

 

3.2 Das Eichzeichen für die EWG-Ersteichung besteht aus einem stilisierten "e". Es enthält in 

der oberen Hälfte das Kennzeichen D und die Ordnungszahl der jeweiligen 

Eichaufsichtsbehörde sowie in der unteren Hälfte die Ordnungszahl der prüfenden 

Eichbehörde. 

Beispiel: 

 

 

3.3 Das Jahreszeichen für die innerstaatliche Eichung besteht aus den beiden letzten Ziffern 

des Jahres, in dem die Gültigkeit der Eichung endet, in Schildumrandung. Beträgt die 

Gültigkeitsdauer der Eichung weniger als zwölf Monate, besteht der Eichstempel aus 

einer runden Klebemarke mit den Monatszahlen 1 bis 12 am Rand sowie dem 

Eichzeichen und dem Jahreszeichen in der Mitte. Der Kalendermonat, in dem die 

Gültigkeit der Eichung endet, ist auf der Klebemarke kenntlich zu machen. 

Beispiel: 
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3.4 Die Jahresbezeichnung für die innerstaatliche Eichung besteht aus den beiden letzten 

Ziffern des Jahres der Eichung ohne Schildumrandung. 

Beispiel: 

 

 

3.5 Das Jahreszeichen für die EWG-Ersteichung besteht aus den beiden letzten Ziffern des 

Jahres der Eichung in einer sechseckigen Umrandung. 

Beispiel: 

 

 

3.6 Hauptstempel für die EWG-Ersteichung von Längenmaßen, der anstelle des Zeichens 

nach Nummern 3.2 und 3.5 verwendet werden kann. 

Beispiel: 

 

 

3.7 Das Entwertungszeichen besteht aus zwei sich tangierenden Halbkreisen in 

nachstehender Ausführung: 

 

 

 

4  

 

6 Kennzeichen und Stempelzeichen des Instandsetzers (§ 72) 

 

6.1 Das Instandsetzerkennzeichen besteht aus einer dreieckigen Klebemarke in nachstehender 

Ausführung: 

Beispiel: 

 

 

Die Klebemarke enthält im oberen Feld den Kennbuchstaben der zuständigen Behörde, 

im mittleren Feld eine dem Instandsetzer zugeteilte Nummer. Das untere Feld ist für die 
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Angabe des Datums der Instandsetzung bestimmt. Die Farbe des Feldes der Klebemarke 

ist signalrot, die Farbe von Schrift und Zeichen ist schwarz. 

 

6.2 Das Stempelzeichen hat nachstehende Form: 

Beispiel: 

 

 

Kennbuchstabe und Nummer des Stempelzeichens müssen mit den Angaben auf der 

Klebemarke übereinstimmen. Die Rückseite des Stempelzeichens in der Ausführung als 

Plombe darf mit einem Firmenzeichen versehen sein. 

 

7 (weggefallen) 

 

8. CE-Kennzeichnung 

Die CE-Kennzeichnung besteht aus den Buchstaben "CE" mit folgendem Schriftbild: 

 

 

 

Bei Verkleinerung oder Vergrößerung der CE-Kennzeichnung müssen die sich aus dem 

oben abgebildeten Raster ergebenden Proportionen eingehalten werden. 

Die verschiedenen Bestandteile der CE-Kennzeichnung müssen etwa gleich hoch sein; 

die Mindesthöhe beträgt 5 mm. 

 

9. Kennummer der benannten Stelle 

Die Kennummer der benannten Stelle ist die der benannten Stelle von der Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften zugeteilte Nummer. 

 

10. EG-Eichzeichen 

 

10.1 Das Zeichen für die EG-Eichung besteht aus einer grünen quadratischen Marke mit einer 

Kantenlänge von mindestens 12,5 mm, die als schwarzen Aufdruck den Großbuchstaben 

"M" trägt. Es darf nur zusammen mit dem CE-Kennzeichnung aufgebracht werden. 

 

10.2 Das Zeichen für Zusatzeinrichtungen, die von der EG-Eichung ausgenommen sind, 

besteht aus einem Quadrat mit einer Kantenlänge von mindestens 25 mm, das als 

schwarzen Aufdruck den Großbuchstaben M auf rotem Hintergrund trägt und diagonal 

durchkreuzt ist. 
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Anlage 9 Nichtselbsttätige Waagen 

 

(Fundstelle: BGBl. I 1992, S. 1660 - 1662, 

bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote) 

 

1 Begriffsbestimmung 

 

Nichtselbsttätige Waagen im Sinne dieser Anlage sind Waagen zur Bestimmung der 

Masse eines Körpers auf der Grundlage der auf diesen Körper wirkenden Schwerkraft, 

die beim Wägen das Eingreifen einer Bedienungsperson erfordern. Eine nichtselbsttätige 

Waage kann auch dazu dienen, andere mit der Masse verbundene Größen, Mengen, 

Parameter oder Merkmale zu bestimmen. 

 

2 Zulassung 

 

2.1 Die Bauarten der nichtselbsttätigen Waagen, mit Ausnahme der Waagen nach Nummer 

2.2, bedürfen zur Eichung der EG-Bauartzulassung. 

 

2.2 Nichtselbsttätige Waagen, in denen keine elektronische Einrichtung benutzt wird und 

deren Auswägeeinrichtung keine Feder zum Ausgleich der aufgebrachten Last benutzt, 

sind allgemein zur EG-Eichung zugelassen. 

 

2.3 Für die Erteilung der EG-Bauartzulassung gilt das Verfahren nach Anhang II Nr. 1 der 

Richtlinie 2009/23/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 

über nichtselbsttätige Waagen (kodifizierte Fassung) (ABl. L 122 vom 16.5.2009, S. 6) in 

der jeweils geltenden Fassung. 

 

2.4 Die EG-Bauartzulassung wird von der Bundesanstalt erteilt. Sie ist in allen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften und in allen anderen Vertragsstaaten 

des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gültig. Der von der 

Bundesanstalt erteilten EG-Bauartzulassung steht die von einer benannten Stelle eines 

anderen Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaften oder eines anderen 

Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erteilte EG-

Bauartzulassung gleich. 

 

2.5 Die Bauartzulassung ist zurückzunehmen, wenn bekannt wird, daß die Bauart bei 

Erteilung der Zulassung den Anforderungen dieser Verordnung nicht genügt hat. Die 

Bauartzulassung kann außer nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

widerrufen werden, wenn nichtselbsttätige Waagen für die eine Bauartzulassung erteilt 

worden ist, dieser Zulassung nicht entsprechen. 

 

2.6 Wird die Gültigkeit der Bauartzulassung nicht verlängert oder die Bauartzulassung  

widerrufen, so gelten die im Gebrauch befindlichen nichtselbsttätigen Waagen weiterhin 

 als zugelassen. 

 

 

 

 

 

 



33 

 

3 Anforderungen 

 

3.1 Für Waagen nach den Nummern 2.1 und 2.2 gelten die Anforderungen nach Anhang I der 

Richtlinie 2009/23/EG in der jeweils geltenden Fassung. 

 

3.2 Bei der Erteilung der EG-Bauartzulassung wird von der Übereinstimmung der Bauart mit 

den Anforderungen nach Anhang I der Richtlinie 2009/23/EG in der jeweils geltenden 

Fassung ausgegangen, wenn die Bauart mit den Normen übereinstimmt, deren Fundstelle 

vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie im Bundesanzeiger 

bekanntgemacht worden ist. 

 

3.3 Die Waagen müssen die Aufschriften nach Anhang IV Nummer 1.1 Buchstabe c der 

Richtlinie 2009/23/EG in der jeweils geltenden Fassung gut sichtbar, leicht lesbar und 

dauerhaft und in der vorgeschriebenen Form tragen. 

Die Waagen müssen so beschaffen sein, daß diese Aufschriften und die Zeichen nach § 

7d Abs. 1 entsprechend den Bestimmungen von Anhang IV Nummer 1.2 bis 1.5 dieser 

Richtlinie angebracht werden können. 

 

4 EG-Eichung 

 

4.1 EG-Eichung durch benannte Stellen 

 

4.1.1 Die EG-Eichung durch benannte Stellen ist das Verfahren, bei dem der Hersteller oder 

 sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter gewährleistet und erklärt, daß nach 

Nummer 4.1.4 geprüfte nichtselbsttätige Waagen den Anforderungen dieser Verordnung 

entsprechen und, sofern eine Bauartzulassung vorgeschrieben ist, mit dem in der EG-

Bauartzulassung beschriebenen Baumuster übereinstimmen. 

 

4.1.2 Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter hat alle 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit der Fertigungsprozeß die Übereinstimmung 

der Waagen mit den Anforderungen dieser Verordnung und gegebenenfalls mit dem in 

der EG-Bauartzulassung beschriebenen Baumuster gewährleistet. 

 

4.1.3 Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter hat die Zeichen 

nach § 7d Abs. 1 Nr. 1 und 2 anzubringen sowie eine schriftliche Konformitätserklärung 

auszustellen. 

 

4.1.4 Die benannte Stelle hat die entsprechenden Prüfungen und Versuche durch Kontrolle und 

Erprobung jeder einzelnen Waage gemäß Nummer 4.1.5 vorzunehmen, um die 

Übereinstimmung der Waage mit den Anforderungen dieser Verordnung zu überprüfen. 

 

4.1.5 Alle Waagen sind einzeln zu prüfen, um ihre Übereinstimmung mit den Anforderungen 

dieser Verordnung und gegebenenfalls mit dem in der EG-Bauartzulassung 

beschriebenen Baumuster zu überprüfen. Die Prüfungen sind nach den Verfahren 

durchzuführen, die in den in Nummer 3.2 genannten Normen festgelegt sind, oder nach 

Verfahren, die diesen gleichwertig sind. Die benannten Stellen haben bei der Prüfung von 

der Übereinstimmung mit den Anforderungen dieser Verordnung auszugehen, wenn die 

Waage mit den Anforderungen dieser Normen übereinstimmt. 

 

4.1.6 Die benannte Stelle hat an jeder Waage, deren Übereinstimmung mit den Anforderungen 

festgestellt worden ist, ihre Kennummer (§ 7d Abs. 1 Nr. 3) anzubringen oder anbringen 
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zu lassen und eine Konformitätsbescheinigung über die vorgenommenen Prüfungen 

auszustellen. 

 

4.1.7 Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter muß auf Verlangen die 

Konformitätsbescheinigungen nach Nummer 4.1.6 vorlegen können. 

 

4.1.8 Die EG-Eichung durch benannte Stellen kann an einer nicht allgemein zugelassenen 

nichtselbsttätigen Waage, die für einen besonderen Verwendungszweck konstruiert ist 

oder bei der aus anderen Gründen eine Bauartzulassung nicht tunlich ist, auch ohne 

Bauartzulassung durchgeführt werden (EG-Einzeleichung). Dies gilt auch für die 

Nacheichung. Bei der EG-Einzeleichung wird die Waage daraufhin geprüft, ob sie die 

Anforderungen dieser Verordnung einhält. 

 

4.1.9 Bei allgemein zur EG-Eichung zugelassenen nichtselbsttätigen Waagen und bei der EG-

Einzeleichung sind der benannten Stelle die für die Prüfung erforderlichen technischen 

Bauunterlagen nach Anhang III der Richtlinie 2009/23/EG in der jeweils geltenden 

Fassung zur Verfügung zu stellen. 

 

4.2 EG-Eichung durch den Hersteller (Qualitätssicherung für die Produktion) 

 

4.2.1 Die EG-Eichung durch den Hersteller (Qualitätssicherung für die Produktion) ist das 

Verfahren, mit dem der Hersteller, der die Voraussetzungen nach Nummer 4.2.3 erfüllt, 

sicherstellt und erklärt, daß nichtselbsttätige Waagen den Anforderungen dieser 

Verordnung entsprechen und, sofern eine Bauartzulassung vorgeschrieben ist, mit dem in 

der EG-Bauartzulassung beschriebenen Baumuster übereinstimmen. 

 

4.2.2 Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter hat an jeder 

Waage die Zeichen nach § 7d Abs. 1 anzubringen und eine schriftliche 

Konformitätserklärung auszustellen. 

 

4.2.3 Der Hersteller muß über ein anerkanntes Qualitätssicherungssystem nach Nummer 4.3 

verfügen und sich der EG-Überwachung nach Nummer 4.4 unterstellen. 

 

4.3 Anerkennung des Qualitätssicherungssystems 

 

4.3.1 Der Hersteller hat die Anerkennung seines Qualitätssicherungssystems bei einer dafür  

benannten Stelle zu beantragen. Der Antrag muß enthalten: 

 

4.3.1.1 die Zusicherung, die sich aus dem anerkannten Qualitätssicherungssystem  

ergebenden Auflagen einzuhalten, 

 

4.3.1.2 die Zusicherung, das anerkannte Qualitätssicherungssystem im Hinblick auf seine 

kontinuierliche Eignung und Wirksamkeit fortzuschreiben. 

 

4.3.2 Der Hersteller hat der benannten Stelle alle einschlägigen Informationen, insbesondere 

die Dokumentation über das Qualitätssicherungssystem und die technischen 

Bauunterlagen der Meßgeräte zur Verfügung zu stellen. 

 

4.3.3 Mit dem Qualitätssicherungssystem muß sichergestellt werden, daß die Waagen den 

Anforderungen dieser Verordnung entsprechen und mit den in der EG-Bauartzulassung 

beschriebenen Baumustern übereinstimmen. Alle Elemente, Anforderungen und 

Bestimmungen, die der Hersteller zugrunde gelegt hat, müssen systematisch in Form von 
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schriftlichen Ausführungen über Konzepte, Verfahren und Anweisungen dokumentiert 

sein. Diese Dokumentation muß ein angemessenes Verständnis der die 

Qualitätssicherung betreffenden Programme, Pläne, Handbücher und Aufzeichnungen 

gewährleisten. Die Dokumentation muß insbesondere eine angemessene Beschreibung 

folgender Punkte enthalten: 

 

4.3.3.1 der Qualitätsziele, der organisatorischen Struktur, des Verantwortungsbereichs und der 

Befugnisse des Managements im Hinblick auf die Produktqualität; 

 

4.3.3.2 der Fertigungsprozesse, der Qualitätsüberwachungs- und Qualitätssicherungstechniken 

und der systematisch durchgeführten Maßnahmen; 

 

4.3.3.3 der Prüfungen und Versuche, die vor, während und nach der Fertigung durchgeführt 

werden sowie deren Häufigkeit; 

 

4.3.3.4 der Mittel zur Überwachung der geforderten Produktqualität und der Wirksamkeit des 

Qualitätssicherungssystems. 

 

4.3.4 Die benannte Stelle prüft und bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, 

ob es die Anforderungen nach Nummer 4.3.3 erfüllt (Audit).Die Prüfung kann auch von 

einer anderen Stelle durchgeführt werden, die für die Prüfung von 

Qualitätssicherungssystemen akkreditiert ist. Bei der Prüfung und Bewertung muß 

wenigstens ein Mitglied des Auditorenteams über Erfahrungen im gesetzlichen 

Meßwesen verfügen. 

Bei einem Qualitätssicherungssystem, das voll den Bestimmungen harmonisierter 

Normen entspricht, ist davon auszugehen, daß die Anforderungen nach Nummer 4.3.3 

erfüllt sind. 

 

4.3.5 Entspricht das Qualitätssicherungssystem den Anforderungen nach Nummer 4.3.3, erteilt 

die benannte Stelle die Anerkennung. Die benannte Stelle teilt ihre Entscheidung dem 

Hersteller mit und unterrichtet die übrigen benannten Stellen davon. Die Mitteilung an 

den Hersteller enthält das Endergebnis der Prüfung und im Falle der Ablehnung eine 

Begründung der Entscheidung. 

 

4.3.6 Der Hersteller hat die benannte Stelle über jede Aktualisierung des 

Qualitätssicherungssystems im Zusammenhang mit Änderungen zu unterrichten, die sich 

beispielsweise aus der Anwendung neuer Technologien oder Qualitätskonzepte ergeben. 

 

4.3.7 Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn festgestellt wird, daß der Hersteller die 

CE-Kennzeichnung zu Unrecht angebracht oder inhaltliche Beschränkungen der 

Anerkennung nicht beachtet hat. Der Widerruf der Anerkennung bedarf der Schriftform. 

Die benannte Stelle hat die übrigen benannten Stellen über den Widerruf zu unterrichten. 

 

4.4 EG-Überwachung 

 

4.4.1 Zweck der EG-Überwachung ist es sicherzustellen, daß der Hersteller seinen 

Verpflichtungen aus dem anerkannten Qualitätssicherungssystem ordnungsgemäß 

nachkommt. 

 

4.4.2 Der Hersteller hat der benannten Stelle zu Überwachungszwecken den Zutritt zu 

Fertigungs-, Prüfungs- und Lagerräumen zu ermöglichen. Er hat der benannten Stelle alle 

erforderlichen Informationen, insbesondere die Dokumentation über das 
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Qualitätssicherungssystem, die technischen Bauunterlagen und die Aufzeichnungen über 

die Qualitätssicherung, wie beispielsweise Inspektionsberichte, Test- und Kalibrierdaten, 

Berichte über die Qualifikation des betreffenden Personals, zu geben. 

Die Aufzeichnungen sind für die Dauer von fünf Jahren aufzubewahren. 

 

4.4.3 Die benannte Stelle überwacht durch regelmäßige Audits, ob der Hersteller das 

Qualitätssicherungssystem anwendet und fortschreibt. Sie kann darüber hinaus auch ohne 

Voranmeldung Überwachungsmaßnahmen einschließlich von Voll- oder Teilaudits 

vornehmen. Sie übersendet dem Hersteller einen Bericht über die durchgeführten Audits 

und anderen Überwachungsmaßnahmen. Hat eine andere Stelle als die benannte Stelle 

das Qualitätssicherungssystem geprüft und führt diese Stelle regelmäßige 

Wiederholungsprüfungen durch, deren Ergebnisse der benannten Stelle und dem 

Hersteller mitgeteilt werden, kann die benannte Stelle bei der Überwachung von 

regelmäßigen Prüfungen absehen. Nummer 4.3.4 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

4.5 Gemeinsame Bestimmungen für die EG-Eichung 

 

4.5.1 Die EG-Eichung kann im Betrieb des Herstellers oder an einem beliebigen anderen Ort 

durchgeführt werden, wenn die Beförderung der Waage zum Aufstellungsort nicht ihre 

Zerlegung und die Inbetriebnahme am Aufstellungsort keinen erneuten Zusammenbau 

oder sonstige technische Arbeiten erfordern, durch die die Anzeigegenauigkeit der Waage 

beeinträchtigt werden kann, und wenn die Fallbeschleunigung am Verwendungsort 

berücksichtigt wird oder wenn die Anzeigegenauigkeit der Waage nicht durch 

Änderungen der Fallbeschleunigung beeinflußt wird. In allen anderen Fällen hat die EG-

Eichung am Aufstellungsort der Waage zu geschehen. 

 

4.5.2 Wird die Meßgenauigkeit der Waage durch Änderungen der Fallbeschleunigung 

beeinflußt, darf die EG-Eichung in zwei Stufen durchgeführt werden, wobei die zweite 

Stufe alle Prüfungen und Versuche, bei denen das Ergebnis von der Fallbeschleunigung 

abhängt, und die erste Stufe alle übrigen Prüfungen und Versuche umfaßt. Die zweite 

Stufe ist am Verwendungsort der Waage durchzuführen. Hat ein Mitgliedstaat auf seinem 

Hoheitsgebiet Gravitationszonen festgelegt, darf der Ausdruck "am Verwendungsort der 

Waage" auch als "in der Verwendungszone der Waage" verstanden werden. 

 

4.5.3 Wählt ein Hersteller die Durchführung der EG-Eichung in zwei Stufen und werden diese 

zwei Stufen durch verschiedene Stellen durchgeführt, so muß eine Waage, die die erste 

Stufe durchlaufen hat, die Kennummer der benannten Stelle tragen, die an der ersten 

Stufe beteiligt war. 

 

4.5.4 Wer die erste Stufe des Verfahrens durchgeführt hat, erteilt für jede einzelne Waage eine 

schriftliche Bescheinigung mit den für die Identifizierung der Waage notwendigen 

Angaben und einer Spezifizierung der durchgeführten Prüfungen und Versuche. 

Wer die zweite Stufe des Verfahrens durchführt, nimmt die Prüfungen und Versuche vor, 

die noch nicht durchgeführt worden sind. 

 

4.5.5 Der Hersteller, der in der ersten Stufe die EG-Eichung durch den Hersteller gewählt hat, 

darf für die zweite Stufe entweder dasselbe Verfahren benutzen oder die EG-Eichung 

durch eine benannte Stelle wählen. 

 

4.5.6 Die Zeichen nach § 7d Abs. 1 Nr. 1 und 2 sind nach Beendigung der zweiten Stufe 

zusammen mit der Kennummer der benannten Stelle, die bei der zweiten Stufe beteiligt 

war, an der Waage anzubringen. 
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5 Verwendungspflichten 

 

Nichtselbsttätige Waagen der Genauigkeitsklasse IIII dürfen abweichend von § 6 Abs. 5 

verwendet werden 

 

5.1 für Sand, Kies, Abfälle, Aushub und Abbruchmaterial, 

 

5.2 als Baustoffwaagen in Baustoffaufbereitungsanlagen für Transportbeton, Mörtel, 

Teersplit und ähnliche Baustoffe, 

 

5.3 zur amtlichen Überwachung des Straßenverkehrs, 

 

5.4 zur Feststellung des Geburtsgewichts. 

 

6 Übergangsvorschriften 

 

6.1 Nichtselbsttätige Waagen, die den bis zum 31. Dezember 1992 geltenden Vorschriften 

entsprechen, können bis zum 31. Dezember 2002 nach den bis zum 31. Dezember 1992 

geltenden Vorschriften erstgeeicht, in den Verkehr gebracht und in Betrieb genommen 

werden. Bei nichtselbsttätigen Waagen, deren Bauart nach den bis zum 31. Dezember 

1992 geltenden Vorschriften zur innerstaatlichen Eichung zugelassen ist, kann die 

Ersteichung vom Hersteller vorgenommen werden, wenn er über ein anerkanntes und 

überwachtes Qualitätssicherungssystem verfügt. Das Qualitätssicherungssystem muß den 

in Nummer 4.3 und 4.4 festgelegten Anforderungen entsprechen. Der Hersteller hat die 

Waagen bei der Eichung mit dem Konformitätszeichen nach Anhang D Nr. 1 und dem 

Jahr seiner Anbringung zu kennzeichnen. 

 

6.2  Nichtselbsttätige Waagen nach Nummer 6.1 können unbefristet nachgeeicht werden. 

Anlage 10 (zu § 7k) 

Selbsttätige Waagen 

 

(Fundstelle: BGBl. I 1988 Nr. 43, Anlageband S. 42 - 48, 

bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote) 

 

Abschnitt 1 Selbsttätige Waagen (EG-Anforderungen) 

Abschnitt 2 (weggefallen) 

Abschnitt 3 (weggefallen) 

Abschnitt 4 (weggefallen) 

Abschnitt 5 Eiersortiermaschinen 

 

Abschnitt 1 

Selbsttätige Waagen 

EG-Anforderungen 

1 

Begriffsbestimmungen 

1.1 Selbsttätige Waage 

Ein Gerät, das dazu bestimmt ist, die Masse eines Körpers unter Nutzung der Wirkung 

der Schwerkraft auf diesen Körper ohne Eingreifen vom Bedienungspersonal zu 
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bestimmen und dabei einem vorgegebenen automatischen, für das Gerät 

charakteristischen Programmablauf zu folgen. 

Als "Eingreifen vom Bedienungspersonal" gilt jede zielgerichtete Handlung, die das 

Ergebnis der Wägung beeinflusst, wie zum Beispiel 

 

- Überwachung des Nullpunkts auf einer laufend aktualisierten Anzeige der Waage und 

gegebenenfalls Nullstellung der Waage, 

 

– Feststellen der Einspiellage der Waage, Ablesen und Akzeptieren des 

Wägeergebnisses von einer laufend aktualisierten Anzeige der Waage gegebenenfalls 

nach Veränderung des Gewichts des zu wägenden Produkts. 

 

1.2 Mengenwaagen 

 

1.2.1 Selbsttätige Waage für Einzelwägungen (SWE) 

Eine selbsttätige Waage, die die Masse von vorgegebenen einzelnen Lasten (z. B. 

Fertigpackungen) oder von Einzellasten losen Materials bestimmt. 

 

a) Gewichtsauszeichnungswaage 

Eine selbsttätige Waage für Einzelwägungen, die einzelne Güter mit Etiketten 

versieht, auf denen das Gewicht angegeben ist. 

 

b) Preisauszeichnungswaage 

Eine selbsttätige Waage für Einzelwägungen, die einzelne Güter mit Etiketten 

versieht, auf denen Gewicht und Preis angegeben sind. 

 

1.2.2 Selbsttätige Kontrollwaage (SKW) 

Eine selbsttätige Waage für Einzelwägungen, die Güter unterschiedlicher Masse anhand 

des Wertes der Differenz ihrer Massen und eines nominalen Sollwerts in zwei oder mehr 

Teilgruppen aufteilt. 

 

1.3 Selbsttätige Waage zum Abwägen (SWA) 

Eine selbsttätige Waage, die Behälter (Gebinde) mit einer vorgegebenen und effektiv 

gleich bleibenden Masse eines Schüttguts füllt. 

 

1.4 Selbsttätige Waage zum Totalisieren (totalisierende Behälterwaage; SWT) 

Eine selbsttätige Waage, die ein Massengut durch Teilung in einzelne Lasten 

nacheinander wägt. Dabei wird die Masse jeder einzelnen Last nacheinander bestimmt, 

die Wägeergebnisse summiert und die einzelnen Lasten zur bereits abgewogenen Menge 

hinzugegeben. 

 

1.5 Selbsttätige Waage zum kontinuierlichen Totalisieren – Förderbandwaage (FBW) 

Eine selbsttätige Waage, die ein Massengut auf einem Förderband kontinuierlich wägt, 

ohne systematische Unterteilung der Masse und ohne Unterbrechung der Bewegung des 

Förderbandes. 

 

1.6 Selbsttätige Gleiswaage (SGW) 

Eine selbsttätige Waage, die einen Lastträger einschließlich Schienen für das Befahren 

mit Schienenfahrzeugen besitzt. 
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2 Anforderungen 

 

Für die messgerätespezifischen Anforderungen gelten die spezifischen Anforderungen nach 

Anhang MI-006 der Richtlinie 2004/22/EG in der jeweils geltenden Fassung. 

 

3 Konformitätsbewertung 

 

Die in § 7k Abs. 1 genannten Konformitätsbewertungsverfahren, zwischen denen der Hersteller 

wählen kann, lauten wie folgt: 

 

3.1 für mechanische Geräte: 

B + D oder B + E oder B + F oder D1 oder F1 oder G oder H1, 

 

3.2 für elektromechanische Geräte: 

B + D oder B + E oder B + F oder G oder H1, 

 

3.3 für elektronische Geräte oder Software enthaltende Geräte: 

B + D oder B + F oder G oder H1. 

 

4 Verwendung 

 

Abweichend von § 33 Abs. 4 betragen die Verkehrsfehlergrenzen bei folgenden 

Waagenbauarten: 

 

 

 

4.1 Selbsttätige Waagen für Einzelwägungen (SWE) 

 

Nettolast (m) ausgedrückt in Eichwerten (e) 

Y(I) Y(II) Y(a) 

0 <m<= 50 000 0 <m<= 5 000 0 <m<= 500 

50 000 <m<=200 000 5 000 <m<= 20 000 500 <m<= 2 000 

200 000 <m 20 000 <m<=100 000 2 000 <m<=10 000 

  

  Fehlergrenzen *) 

Y(b) Eichfehlergrenzen Verkehrsfehlergrenzen 

0 <m<= 50 +- 1 e +- 1,5 e 

50 <m<= 200 +- 1,5 e +- 2,5 e 

200 <m<= 1 000 +- 2 e +- 3,5 e 

 

-----  

*) Diese Fehlergrenzen sind anzusetzen bei Waagen, die in der Lage sind, den Messwert mit 

d <= 0,2 e digital anzuzeigen. Bei Waagen ohne die Möglichkeit einer Anzeige mit d <= 

0,2 e muss der digitale Rundungsfehler berücksichtigt werden (Erhöhung der 

Fehlergrenzen um 0,5 e). Wenn der Nettowert durch Subtraktion der Ergebnisse zweier 

Einzelwägungen ermittelt wird, beziehen sich die Fehlergrenzen: 

 

- entweder auf diese einzelnen Wägungen, wenn sie einzeln abgedruckt werden, 

 

– oder auf den Nettowert, wenn nur der Nettowert abgedruckt wird. 
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4.2 Selbsttätige Kontrollwaagen (SKW) 

Bei SKW entsprechen die Verkehrsfehlergrenzen des Mittelwertes dem Doppelten der 

Eichfehlergrenzen. Für die Standardabweichung gelten folgende Fehlergrenzen 

multipliziert mit dem Genauigkeitsfaktor x: 

 

Nettowert der Masse m 

(g) 

Maximal zulässige Standardabweichung bei Genauigkeitsfaktor (x) = 

1 

(in Prozent der Füllung m oder in g) 

Eichfehlergrenzen Verkehrsfehlergrenzen 

m<= 50 0,48 % 0,6 % 

50 <m<= 100 0,24 g 0,3 g 

100 <m<= 200 0,24 % 0,3 % 

200 <m<= 300 0,48 g 0,6 g 

300 <m<= 500 0,16 % 0,2 % 

500 <m<= 1 000 0,8 g 1,0 g 

1 000 <m<= 10 000 0,08 % 0,1 % 

10 000 <m<= 15 000 8 g 10 g 

15 000 <m   0,053% 0,067% 

Für die Klassen XI und XII muss (x) kleiner als 1 sein. 

Für die Klasse XIII darf (x) nicht größer als 1 sein. 

Für die Klasse XIV muss (x) größer als 1 sein. 

 

 

 

 

4.3 Selbsttätige Waagen zum Abwägen (SWA) 

 

Füllmenge m (g) Maximal zulässige Abweichung der Einzelfüllung vom Mittelwert aller 

Füllungen für Waagen der Genauigkeitsklasse X(1) 

(als prozentualer Anteil von m oder in g) 

Eichfehlergrenzen Verkehrsfehlergrenzen 

m<= 50 7,2 % 9 % 

50 <m<= 100 3,6 g 4,5 g 

100 

<m<= 

200 3,6 % 4,5 % 

200 

<m<= 

300 7,2 g 9 g 

300 

<m<= 

500 2,4 % 3 % 

500 

<m<= 

1 000 12 g 15 g 

1 000 

<m<= 

10 000 1,2 % 1,5 % 

10 000 

<m<= 

15 000 120 g 150 g 

15 000 

<m 

  0,8 % 1 % 
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5 Genauigkeitsanforderungen an selbsttätige Waagen bei der Verwendung 

 

 

Im geschäftlichen Verkehr dürfen selbsttätige Waagen nur verwendet oder bereitgehalten 

werden, wenn sie mindestens vergleichbare Genauigkeitsanforderungen der nichtselbsttätigen 

Waagen der Genauigkeitsklasse III (Handelswaagen) erfüllen. Dies sind: 

 

- SWE der Genauigkeitsklasse Y(a), 

SWE der Genauigkeitsklasse Y(b) dürfen nur für Anwendungen gemäß EO 9 

Nummer 5 verwendet werden. 

– SKW der Genauigkeitsklasse XIII(x) mit x = 1, 

SKW der Genauigkeitsklasse XIIII(2) dürfen nur für Anwendungen gemäß EO 9 

Nummer 5 verwendet werden. 

 

– SWA der Genauigkeitsklasse X(x) mit x = 1, 

SWA der Genauigkeitsklasse X(2) dürfen nur für Anwendungen gemäß EO 9 

Nummer 5 verwendet werden. 

 

– SWT der Genauigkeitsklasse 1, 

SWT der Genauigkeitsklasse 2 dürfen nur für Anwendungen gemäß EO 9 Nummer 5 

verwendet werden. 

 

– FBW der Genauigkeitsklasse 1, 

FBW der Genauigkeitsklasse 2 dürfen nur für Anwendungen gemäß EO 9 Nummer 5 

verwendet werden. 

 

– SGW der Genauigkeitsklasse 0.5, 

SGW der Genauigkeitsklasse 1 dürfen nur für Anwendungen gemäß EO 9 Nummer 5 

verwendet werden. 

 

6 Übergangsvorschriften 

 

6.1 Selbsttätige Waagen mit Ausnahme der Förderbandwaagen, die den vor dem 1. 

September 2000 geltenden Vorschriften entsprechen, können bis zum Ablauf der 

Gültigkeit der für diese Waagen erteilten Bauartzulassung, längstens jedoch bis zum 30. 

Oktober 2016 erstgeeicht werden, wenn die Bezeichnungen und die bei der Prüfung 

einzuhaltenden Fehlergrenzen den Anforderungen nach Nummer 2 entsprechen. 

 

6.2 Selbsttätige Waagen mit Ausnahme der Förderbandwaagen, die den vor dem 1. 

September 2000 geltenden Vorschriften entsprechen und nach diesen erstgeeicht wurden, 

können bis zum 31. Dezember 2016 nach den bis zum 1. September 2000 geltenden 

Vorschriften nachgeeicht werden. Danach gelten für die Nacheichung die Fehlergrenzen 

und Bezeichnungen gemäß den Anforderungen nach Nummer 2. 
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4.3 Auszug aus dem Fleischgesetz 

§ 1 Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieses Gesetzes sind  

 

1. Schlachttiere: zum Schlachten bestimmte Rinder, Schweine und Schafe; 

 

2. Schlachtkörper: ganze, halbe und viertel Tierkörper von Schlachttieren; 

 

3. Schlachtbetrieb: ein Unternehmen, das Schlachttiere gewerbsmäßig oder im Rahmen  

einer wirtschaftlichen Unternehmung schlachtet oder schlachten lässt; 

 

4. Schlachtstätte: eine Einrichtung oder Anlage, in der Schlachttiere gewerbsmäßig oder im 

Rahmen einer wirtschaftlichen Unternehmung geschlachtet werden; 

 

5. Klassifizierung: Einreihung von Schlachtkörpern in gesetzliche Handelsklassen und  

Kategorien; 

 

6. Klassifizierungsunternehmen: ein Unternehmen, das die Klassifizierung als 

Dienstleistung erbringt; 

 

7. Klassifizierer: ein Mitarbeiter eines Klassifizierungsunternehmens, der die 

Klassifizierung durchführt. 

 

§ 2 Klassifizierung 

 

Soweit nach den Vorschriften des Handelsklassenrechts eine Klassifizierung von 

Schlachtkörpern vorgeschrieben oder zulässig ist, darf die Klassifizierung nur von  

 

1. der zuständigen Behörde oder 

 

2. einem hierfür nach § 3 zugelassenen Klassifizierungsunternehmen durch nach § 4  

zugelassene und von ihm beschäftigte Klassifizierer 

 

vorgenommen werden. 

 

§ 9 Preis- und Gewichtsfeststellung, Kennzeichnung von Schlachtkörpern 

 

(1) Zur Förderung der Marktübersicht können nach Maßgabe der folgenden Vorschriften von 

den zuständigen Behörden  

 

1. die Preise und Gewichte für Schlachtkörper festgestellt und 

 

2. die festgestellten Preise als amtliche Preisfeststellungen veröffentlicht 

werden. 
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(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 

Wirtschaft und Technologie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

Vorschriften über  

 

1. die Preis- und Gewichtsfeststellung für Schlachtkörper und 

 

2. die Kennzeichnung von Schlachtkörpern mit einer Schlachtnummer zur Sicherung der 

Nämlichkeit 

zu erlassen. 

 

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 Nr. 1 können die näheren Voraussetzungen über das 

Verfahren der Preismeldung sowie ihren Inhalt und ihre Bekanntgabe festgelegt werden, 

insbesondere  

 

1. dass Inhaber von Schlacht- oder Zerlegebetrieben der zuständigen Behörde Meldungen 

zu erstatten haben über  

 

a) die angelieferten und abgegebenen Mengen und die hierfür gezahlten Preise unter 

Angabe der Art und Kategorie, 

 

b) das Ergebnis der Klassifizierungen und das Gewicht der einzelnen Schlachtkörper 

sowie 

 

c) andere Beurteilungsmerkmale, soweit der Kaufpreis unter Berücksichtigung dieser 

Merkmale berechnet wird, 

 

2. dass Inhaber von Schlacht- oder Zerlegebetrieben, deren Meldungen unter 

Berücksichtigung der von ihnen umgesetzten Mengen für die Preisbildung keine 

Bedeutung haben, von der Meldepflicht ausgenommen sind oder von ihr befreit werden 

können, 

 

3. dass Preise auf Grund der Meldungen nach Nummer 1 von der zuständigen Behörde 

festgestellt und als amtliche Preisfeststellungen veröffentlicht werden, 

 

4. dass das Schlachtgewicht nur von den in § 2 genannten Einrichtungen festgestellt werden 

 darf sowie 

 

5. Vorgaben zur  

 

a) Errechnung der zu meldenden und der zu veröffentlichenden Preise und zu den 

Meldungen, insbesondere zu Form, Inhalt und Zeitpunkt sowie den Zeitraum, für 

den die Meldungen zu erstatten sind, 

 

b) Ermittlung des Schlachtgewichts und der Schnittführung, 

 

c) Dauer der Aufbewahrung der Preismelde- und der Wiegeunterlagen sowie zum Inhalt 

der von den nach Landesrecht zuständigen Behörden an das Bundesministerium oder 

die von ihm bestimmte Stelle weiterzuleitenden Aufstellungen. 
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§ 16 Bußgeldvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 

1. entgegen § 2 eine Klassifizierung vornimmt, 

 

2. entgegen § 8 Abs. 1, 2 oder 3 Satz 1, jeweils auch in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 4, eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig macht, 

 

3. einer Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 2 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund 

einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen 

bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

 

4. einer vollziehbaren Anordnung oder Untersagung nach § 11 Abs. 1 Satz 2 zuwiderhandelt 

oder 

 

5. entgegen § 11 Abs. 3 eine dort genannte Maßnahme nicht duldet oder bei der 

Besichtigung nicht mitwirkt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 5 mit einer Geldbuße 

bis zu zehntausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro 

geahndet werden. 

 

§ 17 Einziehung 

 

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 16 Abs. 1 begangen worden, so können Gegenstände, auf die 

sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, und Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung 

gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden. 

 

4.4 Auszug aus der 1. Fleischgesetz-Durchführungsverordnung 

§ 2 Verwiegung, Schnittführung 

 

(1) Schlachtbetriebe, die unter Berücksichtigung des Schlachtgewichts abrechnen, sind 

verpflichtet, das Schlachtgewicht von ganzen, halben und viertel Schlachtkörpern von Rindern, 

Schweinen und Schafen unmittelbar nach der Schlachtung im Anschluss an die 

Fleischuntersuchung vor Beginn des Kühlprozesses nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 

feststellen zu lassen. Bei Schweinen muss die Verwiegung spätestens 45 Minuten, bei den 

übrigen Tierarten spätestens eine Stunde nach dem Stechen erfolgen. 

(2) Schlachtgewicht ist das Warmgewicht des geschlachteten ausgeweideten Tieres  

 

1. bei ausgewachsenen Rindern ausschließlich der Haut, des zwischen Hinterhauptbein und 

 erstem Halswirbel abgetrennten Kopfes, der im Karpal- und Tarsalgelenk abgetrennten 

 Gliedmaßen, der Organe in der Brust- und Bauchhöhle, der Nieren, des 

 Nierenfettgewebes sowie des Beckenfettgewebes, des Saumfleisches, der Nierenzapfen, 

des zwischen dem letzten Kreuzbein und dem ersten Schwanzwirbel rechtwinklig zum 

Wirbel abgetrennten Schwanzes, des Rückenmarks, des Sackfettes, des Euters, des 
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Euterfettes, des Oberschalenkranzfettes sowie der Halsvene und des daran anhaftenden 

Fettgewebes, 

 

2. bei nicht ausgewachsenen Rindern ausschließlich der Haut, des zwischen 

Hinterhauptbein und erstem Halswirbel abgetrennten Kopfes, der im Karpal- und 

Tarsalgelenk abgetrennten Gliedmaßen, der Organe in der Brust- und Bauchhöhle, der 

Nieren, des Nierenfettgewebes sowie des Beckenfettgewebes, des Saumfleisches, der 

Nierenzapfen, des Sackfettes, des Euterfettes, des Oberschalenkranzfettes sowie der 

Halsvene und des daran anhaftenden Fettgewebes, 

 

3. bei Schweinen ausschließlich der Zunge, der Geschlechtsorgane, des Rückenmarks, der 

Organe in der Brust- und Bauchhöhle, der Flomen, der Nieren, des Zwerchfells, des 

Zwerchfellpfeilers, des Gehirns; bei Sauen, die mindestens einmal geferkelt haben, zur 

Zucht benutzten Ebern und Altschneidern zusätzlich ohne die im Karpal- und 

Tarsalgelenk abgetrennten Spitzbeine und 

 

4. bei Schafen ausschließlich der Haut, des zwischen Hinterhauptbein und erstem 

Halswirbel abgetrennten Kopfes, der im Karpal- und Tarsalgelenk abgetrennten 

Gliedmaßen, des zwischen dem sechsten und siebten Schwanzwirbel abgetrennten 

Schwanzes sowie der Organe in der Brust- und Bauchhöhle, jedoch einschließlich der 

Nieren und des Nierenfettgewebes. 

 

(3) Andere als die nach Absatz 2 Nr. 1 bis 4 bei der Feststellung des Schlachtgewichts nicht zu 

berücksichtigenden Teile dürfen vor der Feststellung des Schlachtgewichts nicht vom 

Schlachtkörper abgetrennt werden. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann eine 

Abweichung von der Schnittführung nach Absatz 2 Nr. 1 bis 4 genehmigen oder anordnen, 

soweit technische Erfordernisse dies rechtfertigen. In die Genehmigung oder Anordnung ist der 

Korrekturfaktor aufzunehmen, der bei der Feststellung des Schlachtgewichts zu berücksichtigen 

ist. Bei Rinderschlachtkörpern ist eine Genehmigung oder Anordnung nach Satz 2 nur für 

Schlachtkörperteile zulässig, die in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1249/2008 der 

Kommission vom 10. Dezember 2008 mit Durchführungsbestimmungen zu den 

gemeinschaftlichen Handelsklassenschemata für Schlachtkörper von Rindern, Schweinen und 

Schafen und zur Feststellung der diesbezüglichen Preise (ABl. L 337 vom 16.12.2008, S. 3) 

aufgeführt sind. Dabei sind die dort genannten Korrekturfaktoren zu verwenden. Die 

Bestimmungen des Lebensmittelhygienerechts und des Tierseuchenrechts bleiben unberührt. 

(4) In Schlachtbetrieben, in denen Schlachtkörper nach den Bestimmungen des 

Handelsklassenrechts zu klassifizieren sind oder freiwillig klassifiziert werden, ist die 

Verwiegung durch als Klassifizierer zugelassene Mitarbeiter eines nach § 3 des Fleischgesetzes 

zugelassenen Klassifizierungsunternehmens vorzunehmen. In anderen Schlachtbetrieben darf 

auch der Schlachtbetrieb die Verwiegung vornehmen. 

(5) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die Verwiegung 

auch in Schlachtbetrieben, in denen Schlachtkörper weder zu klassifizieren sind noch freiwillig 

klassifiziert werden, nur von als Klassifizierer zugelassenen Mitarbeitern eines nach § 3 des 

Fleischgesetzes zugelassenen Klassifizierungsunternehmens vorgenommen werden darf. 
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§ 12 Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 3 des Fleischgesetzes handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig  

 

1. entgegen § 1 Schlachtkörper von Rindern, Schweinen oder Schafen nicht, nicht richtig  

oder nicht rechtzeitig kennzeichnet, 

 

2. entgegen § 2 Abs. 1 das Schlachtgewicht nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 

feststellt, 

 

3. entgegen § 2 Abs. 3 Satz 1 vor der Feststellung des Schlachtgewichts andere als die in 

Satz 1 genannten Teile abtrennt, 

 

4. entgegen § 3 oder § 6 Abs. 6 Unterlagen nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise 

erstellt oder nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt oder 

 

5. entgegen § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 1, 4 Satz 1 oder Abs. 5 Satz 1 oder 2 oder § 7 Abs. 1 Satz 1 

und 2 und Abs. 2 Meldungen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 

erstattet. 

 

5. Allgemeine Hinweise für Klassifizierer, Überblick 

  

1.   Eine Wägung im geschäftlichen Verkehr darf nur mit einer geeichten Waage vorgenommen 

werden.  

 

Die Eichfrist beträgt im Regelfall 2 Jahre. Ausnahmen auf dem Gebiet der Wägetechnik sind 

z. B.  

 Gewichtstücke (4 Jahre) 

 selbsttätige Kontrollwaagen (1 Jahr). 

 

Die Eichpflicht erlischt vorzeitig, wenn  

 

 die Verkehrsfehlergrenzen überschritten werden, 

 durch Eingriffe messtechnische Eigenschaften beeinflusst wurden, 

 die Verwendungsbereiche eingeschränkt oder erweitert wurden, 

 die Bezeichnung der Waage geändert wurde, 

 Haupt- oder Sicherungsstempel unkenntlich oder defekt sind, 

 unzulässige Zusatzeinrichtungen angebaut wurden. 
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Die Waage darf nach der Instandsetzung innerhalb der Eichfrist weiter verwendet werden, 

wenn  

 die Instandsetzung von einem von der Eichbehörde zugelassenen Instandsetzer 

vorgenommen wurde, der berechtigt ist, an Stelle des Haupt- und der 

Sicherungsstempel sein ihm zugewiesenes Instandsetzerkennzeichen aufzubringen, 

 die Fehler der Waage mindestens innerhalb der Verkehrsfehlergrenzen liegen. 

 

Beachtung: Nach der Instandsetzung muss das zuständige Eichamt informiert werden, damit 

eine Nacheichung erfolgen kann. 

  

2.  Das äußere Erkennungszeichen der Eichung ist  

 bei Waagen mit EG-Zulassung die CE-Kennzeichnung, bestehend aus CE, den 

letzten beiden Ziffern des Jahres, in dem die Ersteichung durch den Hersteller oder 

die Benannte Stelle erfolgte, der Kenn-Nummer der Benannten Stelle, die das 

Qualitätsmanagement des Herstellers überwacht bzw. die Eichung durchgeführt hat 

und dem grünen Messtechnik - M 

 

z. B.   CE 96 0118 M 

 bei Waagen mit deutscher Zulassung der Hauptstempel, bestehend aus Eichzeichen 

und Jahreszeichen 

z.B.  

 bei der Nacheichung generell der Hauptstempel, ohne dass bei EG-zugelassenen 

Waagen die CE-Kennzeichnung entfernt wird. 

  

3.  Waagen dürfen nur innerhalb des Wägebereiches (Bereich zwischen Höchst- und 

Mindestlast) betrieben werden, d. h.  

 die Wägungen dürfen nur bis zur angegebenen Höchstlast der Waage erfolgen. Die 

Tragfähigkeit der Waage darf auch nicht beim Überfahren der Brücke überschritten 

werden. 

 Wägungen unterhalb der Mindestlast sind unzulässig. Das trifft auch auf die Taralast 

zu. Auch die Nettolast (aus Brutto- und Tarawägung ermittelt) muss größer oder 

gleich der Mindestlast der Waage sein. 
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4.  Die Wägung ist mit der an der Waage möglichen Genauigkeit vorzunehmen. Die 

Nullstellung der unbelasteten Waage ist vor der Wägung zu kontrollieren und, wenn 

erforderlich, einzustellen. Die Fehlergrenzen von Handelswaagen (Waagen der 

Genauigkeitsklasse III) sind mit Hilfe des Eichwertes (e), der an der Waage angegeben oder 

gleich dem Teilungswert (d) ist, zu ermitteln.  

 

Es gibt drei Bereiche 

Bereich Eichfehlergrenze Verkehrsfehlergrenze 

bis 500 e 0,5 e 1,0 e 

über 500 e 

bis 2000 e 
1,0 e 2,0 e 

über 2000 

e 
1,5 e 3,0 e 

 

  

5.  Bei Verwendung verschiedener Lasthaken ist sicherzustellen, dass die richtige Taralast zur 

Anwendung kommt. 

  

6.  Die Waage ist dahingehend zu pflegen, dass  

 sich zwischen Fahrschiene und Wägeschiene keine Fremdteile befinden, 

 

  die Umgebung der Waage sauber und frei von behindernden und gefährdenden 

Gegenständen ist  

 

 sie zuverlässig gegen Rost geschützt wird. 

 

 

Bei Vorstellung der Waage zur Eichung  

 ist diese vorher zu reinigen 

 

 ist ein ungehinderter und gefahrloser Zugang zu schaffen 

 

 sind Arbeitshilfe und Arbeitsräume zur Verfügung zu stellen 

 

 sind bei Bedarf (Absprache mit dem zuständigen Eichamt) besondere Prüfmittel 

bereitzustellen. 
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7. Überblick über Kennzeichnung und Stempelung von Messgeräten 

 

 

 

6. Erklärung von Begriffen 
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1. Geschäftlicher Verkehr 

liegt dort vor, wo eine Leistung gegen Entgelt erbracht wird (Ware-Geld-Beziehung), 

nicht im privaten, innerbetrieblichen und amtlichen Bereich. 

2. Eichpflicht 

gesetzliche Forderung, nach der Messgeräte für bestimmte Verwendungszwecke, z. B. im 

geschäftlichen Verkehr, nur geeicht in den Verkehr gebracht, verwendet oder 

bereitgehalten werden dürfen. 

3. Selbsttätige Waage 

Waage, die den Wägevorgang ohne Eingreifen von Bedienungspersonal ausführt und 

dabei einen für das Gerät charakteristischen automatischen Ablauf einleitet (z. B. 

Förderbandwaagen). 

4. Nichtselbsttätige Waage 

Waage, bei denen für die Wägung (Be-, Entlastung des Lastträgers, Ermittlung des 

Wägeergebnisses) Bedienungspersonal erforderlich ist. 

5. Selbsteinspielende Waage 

Waage, bei denen die Einspiellage ohne Eingreifen von Hand erreicht wird. 

6. Nichtselbsteinspielende Waage 

Waage, bei denen die Einspiellage nur durch Eingreifen von Hand erreicht wird.  

7. Handelswaagen 

Waagen der Genauigkeitsklasse III, die Höchstlast wird in max. 10000 Skalenteile 

aufgelöst. 

8. Kontrollwaage 

selbsttätige Waage, die einer Abfüllanlage nachgeschaltet ist, Fertigpackungen auf 

Einhaltung der Nennfüllmenge kontrolliert und Packungen, die die zulässige 

Minustoleranz überschreiten, aussortiert. 

9. Höchstlast (Max.) 

obere Grenze des Wägebereiches; darf nicht überschritten werden. 

10. Mindestlast (Min.) 

untere Grenze des Wägebereiches; darf nicht unterschritten werden. 

11. Eichfehlergrenzen 

Fehlergrenzen, die das Messgerät maximal haben darf, um geeicht zu werden. 

12. Verkehrsfehlergrenzen 

doppelte Eichfehlergrenzen; gelten, sobald sich das Messgerät im Verkehr befindet. 

13. Teilungswert d 

kleinster Ablesewert, Skalenwert. 

14. Eichwert e 

in gesetzlichen Masseeinheiten ausgedrückter Teilungswert einer vorhandenen oder 

konventionellen Teilung, der bei der Eichung der Waage, z. B. zur Festlegung der 

Fehlergrenze verwendet wird. 

15. Befundprüfung 

Die Befundprüfung ist die Feststellung, ob ein geeichtes Messgerät die 

Verkehrsfehlergrenzen einhält und den sonstigen Anforderungen der Zulassung 
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entspricht. Sie kann von jedem, der ein begründetes Interesse an der Richtigkeit des 

Messgerätes darlegt, beantragt werden. 

Quelle: LMET 
 

7. Waagen: Waagenarten 
 

• Nichtselbsteinspielende Waagen 

• Waage, bei der die Einspiellage manuell ermittelt werden muß. 

• Die Einspiellage ist die Lage des beweglichen Systems, in der zwischen allen auf 

das Wägegut einwirkenden Kräften ein Gleichgewicht besteht. 

 

• Selbsteinspielende Waagen 

• Waage, bei denen die Einspiellage ohne Eingreifen von Hand erreicht wird. 

 

8. Waagen: Genauigkeitsklassen 

 
Genauigkeitsklassen 
(2009/23/EG, Nr. 2; DIN EN 45 501 Nr. 3.1.1) 

 Nichtselbsttätige Waagen (NSW) werden in folgende Genauigkeitsklassen unterteilt: 

• I Feinwaagen 

• II Präzisionswaagen 

• III Handelswaagen (z.B. Rohrbahnwaage) 

• IIII Grobwaagen 

 

9. Richtlinie nichtselbsttätige Waage  
 

Siehe Anhang I „Nichtselbsttätige Waagen“ 

 

10. Fehlergrenzen von Waagen 

Bei geeichte Waagen versteht man unter der Fehlergrenze die zulässige erlaubte 

Gewichtsabweichung nach Plus und Minus bei der Eichung der Waagen. Die Abweichung ist 

Gewichtsabhängig und steigt mit dem Wägebereich der Waage.  

Der Verkehrsfehler einer Waage ist das Doppelte der Fehlergrenze und bezieht sich auf die 

zulässigen Abweichung der Waage während der Eichfrist  

 

 
 

11. Verkehrsfehlergrenzen von Waagen 

 

Die Verkehrsfehlergrenzen sind doppelt so groß wie die Fehlergrenzen von geeichte Waagen 

und ist die erlaubte Gewichtsabweichung nach Plus und Minus während der Eichfrist einer 

Waage.  

http://www.bizerba.at/glossar/e.html#EINSPIELLAGE
http://www.waagen-forum.de/index.php/Geeichte_Waagen
http://www.waagen-forum.de/index.php/Eichen
http://www.waagen-forum.de/index.php/W%C3%A4gebereich
http://www.waagen-forum.de/index.php/Verkehrsfehlergrenzen
http://www.waagen-forum.de/index.php/Waage
http://www.waagen-forum.de/index.php/Eichfristen
http://www.waagen-forum.de/index.php/Fehlergrenzen
http://www.waagen-forum.de/index.php/Geeichte_Waagen
http://www.waagen-forum.de/index.php/Eichfristen
http://www.waagen-forum.de/index.php/Waage
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Die Verkehrsfehlergrenzen sind aus der Sicht vom Eichgesetz zwar noch in den erlauben 

Toleranzen, aber aus der Sicht des Waagenbetreibers kann das Abdriften der Waage in die 

Verkehrsfehlergrenzen hohe kosten verursachen. Gerade bei hochwertigen Güter die nach 

Gewicht verkauft werden kann durch den vergrößerten Fehler der Waage Gewinne aus dem 

Verkauf verloren gehen. Daher führen viele Firmen noch zusätzlich jährlich ein Kalibrierdienst 

an den Waagen durch.  

 

 

Waage nicht geeicht! 

d.h.Verwendung nicht zugelassen! 
 

Wenn: 

 Entwertungszeichen auf Hauptstempel und kein Instandsetzerkennzeichen  

oder 

 Waage außerhalb der Gültigkeitsdauer der Eichung 

oder  

 ohne CЄ- Kennzeichnung bzw. Hauptstempel  

 

 

12. Überprüfung der Waage: 

 
Grundsätzliches: 

 

• Ist die Waage geeicht? 

• Ist die Waage betriebsbereit?  

 Bedienungsanleitung beachten! 

 Anwärmzeit einhalten!  

 

Überprüfung der Waage vor Beginn der Wägung: 

 

• äußere Defekte feststellbar? (Stempelstellen verletzt?) 

• Waage in Nullstellung? 

• Waage frei und sauber? (Spalt zwischen Rohrbahn und Waage frei?)  

• Wägegut stoßfrei auf Waagenbrücke aufbringen  

 

Überprüfung der Waage während der Wägung: 

 

• Wägegut vollständig auf Waagenbrücke? 

• Auf Waagenbrücke befinden sich nur die zum Wägegut gehörenden Gegenstände 

• Wägeunterlagen  i.O.? 

• Ablesung und Abdruck bei Stillstand der Waagenanzeige! 

• Wägung unterhalb der Mindestlast unzulässig 

 

Überprüfung der Waage durch den Wäger nach der Wägung 

 

• Anzeige bei unbelasteter Waage weicht nicht mehr als Verkehrsfehlergrenze von Null ab 

http://www.waagen-forum.de/index.php/Kalibrierdienst
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13. Manipulation 

 
Der Begriff Manipulation (lat. für Handgriff, Kunstgriff) bedeutet im eigentlichen Sinne 

„Handhabung“ und wird in der Technik auch so verwendet. Die umgangssprachliche Bedeutung 

ist jedoch die gezielte und verdeckte Einflussnahme.  

 

Unrichtige Wägeergebnisse 

 

Nicht nur durch Manipulation sondern durch fehlerhafte bzw. unrichtige Bedienung des 

Messgerätes 

 

Ursachen für unrichtige Messergebnisse 

 

• Taraeinrichtung nicht betätigt 

• ein anderer Haken, nicht der austarierte wird verwendet 

• es wurde vergessen, den Haken auszutarieren 

• Wägeschiene blockiert 

• Anzeige der Waage zu Beginn der Wägung nicht auf Null 

• Wägegut berührt sich gegenseitig 

• Wägegut berührt den Boden 

• Wägegut ist kleiner als Mindestlast 

 

14. Gerätekonfiguration in Schlachthöfen 
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Anforderungen an Abdruck und Wägebelege 

 

• Bruttowert (G oder B) 

• Nettowert (N) 

• Tarawert (T) 

• Taraeingabewert (PT) 

• Bruttowerte dürfen ohne Kennzeichnung gedruckt werden oder nur „B“ oder „G“ 

• Werden nur Nettowerte ausgedruckt, Abdruck ohne Kennzeichnung möglich, ansonsten 

Kennzeichnung mit „N“ 

• Werden Nettowerte mit Brutto- und/oder Tarawerten abgedruckt, dann müssen 

Nettowerte und Tarawerte durch „N“ und „T“ identifizierbar sein 

 

 

 

15. Druckeinrichtung 
 

Die Abdrucke müssen für den vorgeschriebenen Verwendungszweck deutlich und dauerhaft 

sein. Gedruckte Ziffern müssen mindestens 2 mm hoch sein.  

Wenn abgedruckt wird, muss der Name oder das Zeichen der Einheit entweder rechts vom 

Zahlenwert oder am Kopf einer Spalte vom Zahlenwert stehen. 

Bei nichtstabiler Gleichgewichtslage muss ein Abdruck verhindert werden. 

Die stabile Gleichgewichtslage wird als erreicht betrachtet, wenn innerhalb von 5s nach Abdruck 

nicht mehr als zwei benachbarte Werte angezeigt werden, von denen einer der abgedruckte Wert 

ist. 

 

 

16. Bei einer Reparatur von Choirometern wird unterschieden zwischen: 

 

1. Reparatur am Einsatzort: 

Der Instandsetzer hat nach der Instandsetzung den Hauptstempel zu entwerten und sein 

Instandsetzerkennzeichen aufzubringen. Das Choirometer ist als eine Einheit zu prüfen. 

 

2. Reparatur im Instandsetzerbetrieb 

Nach der Reparatur der Sonde hat der Instandsetzer zwei Möglichkeiten: 

I. Die Sonde geht z.B. per Post nach der Reparatur ohne Instandsetzerkennzeichen an den 

Besitzer zurück mit dem Hinweis, dass die Sonde erst nach einer erneuten Nacheichung 

verwendet werden darf. Bei einer Rundreise kann der Instandsetzer die gesamte Anlage 

mit der reparierten Sonde prüfen und anschließend sein Instandsetzerkennzeichen 

aufbringen. 

II. Der Instandsetzer bringt die Sonde persönlich zum Einsatzort und prüft dort die gesamte 

Anlage. In diesem Fall kann das Instandsetzerkennzeichen sofort aufgebracht werden. 

Voraussetzung ist in beiden Fällen, dass die Anlage geeicht war. Wenn der Instandsetzer sein 

Instandsetzerkennzeichen aufbringt, sind die Eichbehörden unverzüglich über die Instandsetzung 

zu unterrichten. 

16.1 Kontrolle der Sondenspitze 
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Der fortschreitende Verschleiß der Sondenspitze beinflusst stark das messtechnische Verhalten. 

Nach Auffassung des AA und der Instandsetzer sollte ein zweites Maß, das die Länge der 

Sondenspitzen und demzufolge den Grad des Verschleißes berücksichtigt, als zu überprüfendes 

Maß in die Bauartzulassung aufgenommen werden. 

Gemäß den Bauartzulassungen für SFK-Choirometer beträgt der Messwert für die Sonden-spitze 

8,5 mm ± 0,5 mm. Dieses Maß ist bei der Eichung zu kontrollieren. Auf eine geradlinige 

Schneidenlinie nach einem Schleifvorgang ist zu achten. Sonden, die nicht der Bauartzulassung 

entsprechen, sollen eingezogen bzw. vom Anwender aus dem Zugriffsbereich des Choirometers 

entfernt werden. 

Hinsichtlich des Verschleißes der Sondenspitzen bei den Choirometern FOM sowie PG 200 

schlägt die BAFF eine Mindestlänge von 19 mm vor. Damit wird der in den Bauartzulassungen 

geforderte Mindestwert von 8 mm nicht unterschritten. 

 

16.2 Verhinderung des Auswechseln von Sonden 

Die Zuordnung einer Sonde zu einer Choirometer-Anlage ist durch die Anlagen-Nummer 

gewährleistet. Bei der Eichung werden alle Sonden mit der gleichen Anlagen-Nummer mit dem 

zugehörigen Terminal und Drucker geprüft. Eine Sicherung der Datenleitung Sonde-Terminal 

wird nicht vorgenommen. 

Eine Unterbindung der Verwendung von nicht zur Anlage gehörenden Sonden kann nur durch 

Vor-Ort-Kontrolle der Landesämter sowie Eichämter erfolgen. 

 
 

17. Hakentara  

 
Bei der Hakentara handelt es sich um das Gewicht der Schlachthaken an denen die Schweine auf 

der Rohrbahn im Schlachthof hängen. Da bei der Wiegung natürlich das Gewicht des Schlacht-

schweines ohne Haken gewogen werden muss, wird das Gewicht der Haken abgezogen. Im 

Normalfall werden natürlich lauter gleiche Haken verwendet. In den meisten Fällen wiegen die 

beiden Haken für die Schweine 2,7 kg. 

 

Geschäftlicher Verkehr in Schlachthöfen 

Ermittlung des Nettogewichtes von Schlachtkörpern 

Seit Jahrzehnten ergeben sich immer wieder Probleme bei der Ermittlung von Schlachtkörper-

Nettogewichten und deren richtigen Berechnung in Schlachthöfen. Für die richtige Messung und 

/ oder Berechnung des Nettogewichtes von Schlachtkörpern mit Waagen sind zwei Verfahren 

möglich: 

1. Waage mit Taraeinrichtung: 

 Die mit Schlachthaken belastete Waage zeigt nach Betätigung 0 

2. Waage mit Taraeingabeeinrichtung / PT – Preset Tara  (Voraussetzung gleichartige 

Schlachthaken nach DIN): 

 Bruttowägewert minus Taraeingabewert (PT)  richtige Berechnung 
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 Der Taraeingabewert PT ist unter dem Gesichtspunkt der Richtigkeit und der 

Reproduzierbarkeit einzugeben (siehe Erläuterungen). 

Bewertung und Erläuterungen 

Die technisch einfachste Lösung ist das Verfahren nach Nummer 1, weil kein weiterer 

Eingabe- und Berechnungsaufwand notwendig ist. 

Bei den Verfahren nach der Nummer 2 stellt sich grundsätzlich die Frage nach der 

Genauigkeit des Taraeingabewertes, Es wird das für den geschäftlichen Verkehr 

relevante Nettogewicht nicht gemessen, sondern aus einem gemessenen Bruttogewicht 

und einem in die Waage eingegebenen Taragewicht berechnet. 

Die Anzeige und der Ausdruck des Bruttowägewertes, des Taragewichtes und des 

berechneten Nettogewichtes muss richtig und eindeutig sein und darf nicht irreführen. 

Der Taraeingabewert (PT) müssen mit einer geeigneten, geeichten Waage bestimmt 

werden (EO § 10 Abs. 1). Die dabei verwendete Waage ist im vorliegenden Fall nur 

dann geeignet, wenn sie mindestens der Klasse III entspricht (EO § 6 Abs. 5). 

3. Der Ausdruck der ermittelten Daten muss folgende Daten erhalten: 

Verfahren 1: 

 Das Nettogewicht, wie von der Waage ausgegeben mit dem Zusatz „N“. 

 Eine oder mehrere interne Kennzeichnungen zur Zuordnung des Schlachtkörpers auf 

einen Lieferanten. 

Verfahren 2: 

 Das Bruttogewicht, wie von der Waage ausgegeben mit dem Zusatz „B“. 

 Die Taraeingabe, wie in die Waage eingegeben mit dem Zusatz „PT“. 

 Das Nettogewicht, wie von der Waage berechnet mit dem Zusatz „N“. 

 Eine oder mehrere interne Kennzeichnungen zur Zuordnung des Schlachtkörpers auf 

einen Lieferanten. 

18. Beispiel Schlachthofwaage  

siehe im Anhang II, Bedienungsanleitung einer Schlachthofwaage  

19. Nützliche Links: 

http://www.bizerba.at/glossar/n.html 
 

http://www.stmwivt.bayern.de/ 
 

http://www.eichamt.de/ 
 

http://www.agme.de/ 
 

http://wikipedia.de/ 
 

http://www.lmg.bayern.de/ 

http://www.bizerba.at/glossar/n.html
http://www.stmwivt.bayern.de/
http://www.eichamt.de/
http://www.agme.de/
http://wikipedia.de/
http://www.lmg.bayern.de/
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